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2. Titel 1 – Allgemeine Grundsätze 
 

2.1. Allgemeine Informationen 
 
1925 brachte Wüstenrot das Bausparen nach Österreich. Seither konnten in Öster-
reich 440.000 Eigenheime mit Wüstenrot Finanzierungen geschaffen werden.  
 
An die 2.700 Mitarbeiter betreuen in Österreich, Kroatien und in der Slowakei sehr 
erfolgreich mehr als 2,2 Millionen Kunden mit Gesamtlösungen aus einer Hand für 
die Bereiche Ansparen, Finanzieren, Vorsorgen und Versichern. Dafür wurde Wüs-
tenrot ausgezeichnet und steht im Vertrauensranking des OMG Bankenvergleichs 
2013 an erster Stelle.  
 
Durch eine gezielte Kunden- und Serviceorientierung sowie die laufenden Entwick-
lung innovativer Produkte werden das Vertrauen und die Treue der Kunden auch in 
Zukunft bewahrt und weiter ausgebaut. 
 
Für Kreditinstitute trat mit 1.1.2014 das von der EU veröffentlichte Regulierungspaket 
zu Basel III in Kraft: die Eigenmittel-Richtlinie Capital Requirements Directive IV 
(CRD IV) und die Eigenmittel-Verordnung (EU) Nr. 575/2013 Capital Requirements 
Regulation (CRR). 
 
Die Bausparkasse Wüstenrot AG unterliegt als Kreditinstitut den in Teil 8 (Artikel 
431ff) der genannten EU-Verordnung festgelegten Offenlegungspflichten und kommt 
dieser Informationspflicht durch die Veröffentlichung auf der Website 
www.wuestenrot.at nach. 
 
Zur Erfüllung von Art. 431 (3) wurde der Offenlegungsprozess im Allgemeinen be-
schrieben und einheitliche Kriterien und Maßstäbe für die Prüfung und Beurteilung 
der Anwendung von Ausnahmen von der Offenlegungspflicht gem. den Art. 432 (1) 
und 432 (2) sowie der Überprüfung der Offenlegungsfrequenz gem. Art 433 in der 
darin enthaltenen Leitlinie zur Offenlegung festgelegt. 
 

2.2. Häufigkeit der Offenlegung – Art. 433 
 
Gem. Art. 433 CRR veröffentlichen die Institute die nach diesem Teil erforderlichen 
Angaben mindestens einmal jährlich. Die jährlichen Offenlegungen erfolgen dabei 
unter Berücksichtigung des Datums der Veröffentlichung der Abschlüsse. 
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3. Titel 2 – Technische Kriterien für Transparenz und  
Offenlegung 

 

3.1. Anwendungsbereich – Art. 436 
 

3.1.1. Firma des Instituts, für die die Anforderungen gelten - Art. 436 lit a 
 
Gemäß Art. 13 CRR erfüllt die Bausparkasse Wüstenrot AG die Offenlegungspflich-
ten auf Basis der konsolidierten Kreditinstitutsgruppe (KI-Gruppe). 
 
Sämtliche Verweise auf Artikel ohne weitere Angaben beziehen sich auf die Verord-
nung (EU) 575/2013 i.d.g.F.. 
 
Die quantitative Offenlegung für das Jahr 2017 erfolgt auf Basis der Daten des Jah-
resabschlusses, alle Beträge sind, sofern nicht anders angegeben, in Tausend Euro. 
Aufgrund der Darstellung in Tausend Euro können sich in den Tabellen rundungsbe-
dingte Abweichungen ergeben. 
 

3.1.2. Unterschiede im Konsolidierungskreis für Rechnungslegungs- und 
Aufsichtszwecke – Art. 436 lit b 

 
Der aufsichtsrechtliche Konsolidierungskreis und der Konsolidierungskreis gem. 
Rechnungslegung der Wüstenrot KI-Gruppe stellen sich wie folgt dar: 
 

Stand 31.12.2017 

Gesellschaften 

Vollkonsolidierung At-Equity-Konsolidierung 

Gem. Aufsichts-

recht 

Gem. Rechnungs-

legung 

Gem. Aufsichts-

recht 

Gem. Rechnungs-

legung 

Wüstenrot Wohnungswirtschaft reg. 

Gen. m. b. H., Salzburg („WWW“) 
X X   

BWA Beteiligungs- und Verwaltungs 

– AG, Salzburg („BWA“) 
X X   

Wüstenrot Datenservice GmbH, 

Salzburg („WDS“) 
X X   

Wüstenrot stambena stedionica d. 

d., Zagreb 
X X   

Wüstenrot stavebna sporitelna a. s., 

Bratislava 
X X   

Fundamenta – Lakaskassza AG, 

Budapest 
   X 

Wüstenrot Versicherungs - AG, 

Salzburg 
  

Ausnahme gem. § 

29 CRR-Begleit-V 
X 

WVD Leasing GmbH, Salzburg 
Ausnahme gem. 

Art. 19 CRR 

Ausnahme gem. § 

30 BWG 
  

 
Die Beteiligung an der „Fundamenta Lakaskassza AG“ wird bei der Berechnung der 
anrechenbaren Eigenmittel im Rahmen des Abzugspostenregimes angesetzt. 
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3.1.3. Übertragungshindernisse – Art. 436 lit c 
 
Es sind keine Informationen hinsichtlich vorhandener bzw. absehbarer Hindernisse 
für eine Übertragung von Eigenmitteln bzw. Abdeckung von Verbindlichkeiten inner-
halb der KI-Gruppe vorhanden. 
 

3.1.4. Unterschiedsbetrag – Art. 436 lit d 
 
Bei allen nicht in die Konsolidierung einbezogenen Tochtergesellschaften überstei-
gen die tatsächlichen Eigenmittel die vorgeschriebenen Mindestbeträge. 
 
 
 
 

3.2. Risikomanagement-Ziele und –Politik – Art. 435 
 

3.2.1. Strategie und Verfahren – Art. 435 (1) lit a 
 

3.2.1.1. Strategie 
 
Der Geschäftsleitung der Wüstenrot Gruppe obliegt die Verantwortung für die Risi-
kostrategie, welche laufend – jedoch mindestens jährlich – auf Aktualität überprüft 
wird.  
 
Die Risikostrategie der Wüstenrot Gruppe legt die risikopolitische Grundhaltung fest. 
Sie stellt die Strategie zur Risikosteuerung der wesentlichen Geschäftsaktivitäten dar 
und ist somit die Grundlage für ein unternehmensweites, möglichst einheitliches Ver-
ständnis der Unternehmensziele in Zusammenhang mit dem Risikomanagement. Die 
Group-Risikostrategie definiert auch die Rahmenbedingungen für die KI-Gruppe hin-
sichtlich der Risikoüberwachung in den ausländischen Töchterinstituten bzw. Bau-
sparkassenbeteiligungen mit einem Überwachungsgrad entsprechend dem jeweili-
gen Beteiligungsprozentsatz.  
 
Die adäquate Handhabung von Risiken wird durch deren Wesentlichkeit bestimmt, 
wobei die Kredit-, Markt-, Liquiditäts-, Operationelle, Beteiligungs- (aufgrund der Be-
teiligung der BWAG an der Wüstenrot Versicherungs-AG (WVAG), Salzburg) sowie 
die sonstigen Risiken als wesentlich identifiziert wurden. 
 
Kreditrisiko  
Abgeleitet aus der Geschäftsstrategie ergibt sich aus diesem Segment die nachhalti-
ge Steuerung des Kreditrisikos aus dem Kundengeschäft bzw. den Geld- und Kapi-
talmarktveranlagungen. Ziel hierbei ist, mittel- und langfristig die Stabilität einer an-
gemessenen, durchschnittlichen Risikoqualität zu gewährleisten, welche im Zuge der 
Vorsteuerung mittels konsistenter Limite festgelegt und laufend überwacht wird. 
 
Marktrisiko  
Das Zinsänderungsrisiko beschreibt das Risiko, dass durch Veränderungen in der 
Zinsstruktur Wert- und / oder Ertragsveränderungen zinssensitiver Instrumente in den 
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Portfolien der BWAG eintreten. Ziel ist die mittel- und langfristige Stabilität des Zins-
änderungsrisikos im Rahmen der vorgegebenen operativen und strategischen Limite, 
sowie die Generierung eines risikoadäquaten Zinsertrages.  
 
Liquiditätsrisiko  
Für die besonderen – mit dem Bauspargeschäft verbundenen – Liquiditätserforder-
nisse werden in einem durch die kaufmännische Sorgfaltspflicht gebotenen Ausmaß 
Vorsorgen getroffen. Die strategischen Ziele der Wüstenrot Gruppe im Bereich der 
Liquiditätsrisikosteuerung sind: 
 

 Gewährleistung einer ausreichenden Liquidität 

 Ausreichende Fungibilität - im Sinne der jederzeitigen Handelbarkeit zu markt-
gerechten Preisen - der Kapitalanlagen, um auch in Stressszenarien ausrei-
chende Liquidität sicherstellen zu können 

 Vermeidung hoher Refinanzierungskosten 
 
Operationelles Risiko  
Das Ziel im Bereich des operationellen Risikos ist es, das Bewusstsein für operatio-
nelle Risiken und deren Bedeutung in allen Bereichen des Unternehmens zu stärken 
und Risiken frühzeitig zu erkennen sowie effektiv zu steuern. 
 
Im Zuge einer jährlichen Risikoinventur wird sichergestellt, dass alle für die Wüsten-
rot Gruppe relevanten, operationellen Risiken sowohl in Bezug auf ihre Höhe als 
auch auf ihre Eintrittshäufigkeit erfasst werden. Zur Steuerung operationeller Risiken 
wurde u.a. ein konzernweites, Internes-Kontroll-System (IKS) implementiert.  
 
Beteiligungsrisiko 
Das Beteiligungsrisiko (insbesondere aus der Mehrheitsbeteiligung an der WVAG) 
wird im Rahmen der strategischen Limitsteuerung berücksichtigt.  
 
Sonstige Risiken  
Die Position der sonstigen Risiken umfasst das Geschäfts-, Reputations-, strategi-
sche FX-, und makroökonomische Risiko, wobei alle diese Risiken als wesentlich 
eingestuft werden und in der Risikotragfähigkeitsrechnung erfasst sind.  
 

3.2.1.2. Verfahren 
 
Im Folgenden werden die Grundzüge der Verfahren der Risikotragfähigkeitsrechnung 
(Sichtweisen Going-Concern und Run-Off), des Gesamtbankstresstests sowie des 
Sanierungsplans beschrieben. 
 

3.2.1.3. Risikotragfähigkeitsrechnung  
 
Zur Ermittlung der Risikotragfähigkeit in der KI-Gruppe wird die ökonomische (bar-
wertorientierte) Sichtweise zu Grunde gelegt. Die Steuerungsperspektive ist die 
Going-Concern-Sicht, daneben wird auch die Run-Off-Sicht (gleichbedeutend mit der 
Liquidationssicht) evaluiert.  
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 Going-Concern Run-Off 

Konfidenzniveau 95,0% 99,9% 

Risikohorizont 1 Jahr (250 Tage) 1 Jahr (250 Tage) 

 
Konfidenzniveau und Risikohorizont der Risikotragfähigkeitsrechnung 

 
Auf aggregierter Ebene und auf Ebene der einzelnen Risikoarten ist ein Limitsystem 
basierend auf einer Ampel-Logik implementiert, um eine effektive Steuerung der je-
weiligen Kapitalauslastung zu gewährleisten. Im Folgenden werden die Verfahren zur 
Quantifizierung der einzelnen Risikoarten dargestellt, eine Übersicht der angewende-
ten Verfahren befindet sich zudem in Kapitel 3.2.3: 
 
Kreditrisiko  
Kundengeschäft und Geldmarkt 
Die Risikoquantifizierung erfolgt in der BWAG mittels Gordy-Modell. Der Betrag, den 
die BWAG durch Bonitätseffekte während einer bestimmten Halteperiode verlieren 
kann, wird in die beiden Komponenten ‚Expected Loss‘ (EL) und ‚Unexpected Loss‘ 
(UEL) separiert.  
 
Während der EL durch die erhobene Kreditmarge bzw. den Credit-Spread in einem 
Kredit abgedeckt sein sollte, ist das tatsächlich durch Kapital abzudeckende Kreditri-
siko durch den UEL gegeben.  
 
Die Exposuregröße ist in Bezug auf das Retailportfolio innerhalb der gesetzlichen 
Obergrenzen für Bauspardarlehen im Rahmen des Bausparkollektivs unwesentlich, 
da aufgrund der Charakteristika des Geschäftsfeldes nur verhältnismäßig kleine Ex-
posures vergeben werden. Im Geldmarktsegment erfolgt die Begrenzung des Emit-
tenten- bzw. auch des Kontrahentenausfallsrisikos auf der Einzel-Emittenten-Ebene 
durch die Vergabe entsprechender Limits. 
 
Die Quantifizierung des Kreditrisikos in den Bausparkassentöchtern – Wüstenrot 
Stambena Stedionica d.d., Kroatien (WBAK) und Wüstenrot Stavebná Sporitelňa, 
a.s., Slowakei (WSSB) – erfolgt ebenfalls mittels Gordy-Modell.  
 
Veranlagungsportfolio 
Das Kreditrisiko für das Veranlagungsportfolio wird in der BWAG mittels Credit-
Spread Value-at-Risk (VaR) auf Basis einer Monte-Carlo Simulation ermittelt. 
 
Für das Veranlagungsportfolio erfolgt die Begrenzung des Emittenten- bzw. auch des 
Kontrahentenausfallsrisikos auf der Einzel-Emittenten-Ebene durch die Vergabe ent-
sprechender Limits.  
 
Die Quantifizierung des Kreditrisikos in den Bausparkassentöchtern – WBAK und 
WSSB – erfolgt  mittels Gordy-Modell (UEL).  
 
Länderkonzentrationsrisiko 
Das Länderkonzentrationsrisiko wird mittels Gordy-Model berechnet. Basis für die 
Berechnung bilden die Exposuregrößen des Veranlagungsportfolios der BWAG, auf-
geteilt nach Länderzugehörigkeit.  
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In den Bausparkassentöchtern – WBAK und WSSB – erfolgt derzeit keine Quantifi-
zierung des Länderkonzentrationsrisikos. 
 
Marktrisiko 
Zinsänderungsrisiko 
Das Zinsänderungsrisiko im Bankbuch wird in der BWAG mittels Value-at-Risk (VaR) 
auf Basis einer Monte-Carlo Simulation ermittelt. Der Zins-VaR umfasst das Veranla-
gungs- und das Kundengeschäftsportfolio. 
 
Das Zinsrisiko in den Bausparkassentöchtern – WBAK und WSSB – wird auf Basis 
der Zinsbindungsbilanz quantifiziert, die Gesamtbankzinsänderungsrisikoposition 
ermittelt und in Relation zu den anrechenbaren Eigenmitteln gesetzt. 
  
FX-Risiko 
Für die BWAG als auch für die WSSB ist zum Stichtag kein wesentliches Fremdwäh-
rungsexposure vorhanden. In der WBAK erfolgt die Steuerung des FX-Risikos über 
die Ermittlung der Netto-Position in Fremdwährung aus allen Short- und Long-
Positionen in Relation zum haftbaren Kapital. 
 
Liquiditätsrisiko 
Unter Liquiditätsrisiko wird in der Risikotragfähigkeitsrechnung ein mögliches Refi-
nanzierungsrisiko subsummiert. Basis für den zu refinanzierenden Liquiditätsgap bil-
det die Liquiditätsablaufbilanz (LAB). Als Risikowert wird die Differenz zwischen dem 
zu erwartenden Liquiditätsspread und einem konfidenzniveauabhängigen, unerwarte-
ten Liquiditätsspread angewendet um den zu schließenden Liquiditäts-Gap zu refi-
nanzieren.  
 
Zusätzlich berechnet die BWAG Stress-Szenarien gemäß den Vorgaben der KI-
RMV. Der Übergang von einer Überdeckung zu einer Unterdeckung stellt den Über-
lebenshorizont (Time to Wall) dar. Diese Kennzahl wird mit einem Limit versehen. 
 
Für das Liquiditätsrisiko in den Bausparkassentöchtern – WBAK und WSSB – wer-
den ‚Bank-Run‘-Szenarien simuliert.  
 
Ergänzend erfolgt die Steuerung des Liquiditätsrisikos durch den Bereich Treasury. 
Für den Fall einer Liquiditätsverknappung stehen entsprechende Notfallpläne zur 
Verfügung, die Abläufe werden im Rahmen einer Liquiditätsnotfallssimulation getes-
tet.  
 
Operationelles Risiko 
Die Integration des operationellen Risikos in die Gesamtbankrisikomessung erfolgt 
über die Quantifizierung eines VaR-konsistenten Puffers basierend auf dem OpRisk 
Standardansatz. 
 
Das operationelle Risiko für die Bausparkassentöchter – WBAK und WSSB – wird 
ebenfalls mittels eines VaR-konsistenten Puffers berechnet.  
 
Beteiligungsrisiko 
In der Kategorie ‚Beteiligungsrisiko‘ werden die WVAG und die ausländische Bau-
sparkassenbeteiligung in Ungarn angesetzt.  
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Das Beteiligungsrisiko an der WVAG wird gemäß dem ‚Durchschauprinzip‘ multipli-
ziert mit dem aktuellen Beteiligungsprozentsatz im Rahmen der Risikotragfähigkeits-
rechnung berücksichtigt. Die Kennzahlen der Wüstenrot Versicherungs-AG ent-
stammen der SCR-Stichtagsberechnung (Solvency Capital Requirement). 
 
Die Bausparkassenbeteiligung in Ungarn wird mit Hilfe des Gordy Modells in die Ri-
sikokategorie Beteiligungsrisiko einbezogen. 
  
Sonstige Risiken 
Die Position der sonstigen Risiken umfasst das Geschäfts-, Reputations-, strategi-
sche FX- und makroökonomische Risiko. Für die Quantifizierung werden Puffer im 
Rahmen eines konservativen Ansatzes definiert. 
 

3.2.1.4. Stresstest auf Gesamtbankebene 
 
In bestimmten Ausnahmesituationen können die Annahmen standardmäßiger Bewer-
tungsverfahren zu einer Unterschätzung des Risikos führen. Daher wird in der BWAG 
ein szenariobasierter Gesamtbankstresstest durchgeführt und daraus das Risikopo-
tenzial von ‚außergewöhnlichen‘, aber plausiblen Ereignissen abgeleitet, welches im 
Rahmen der standardisierten Risikomessung nicht oder nicht ausreichend berück-
sichtigt werden kann. Stresstests stellen somit auf die Quantifizierung der relevanten 
Risiken während extremer Marktbedingungen ab. Innerhalb des BWAG-Stresstests 
wurde dazu das Stressszenario ‚Europäische Wirtschaftskrise‘ definiert, welches die 
unmittelbaren Auswirkungen der Wirtschaftskrise ab dem Jahr 2008 abbildet.  
 
Mit Hilfe dieses Stresstests stellt die BWAG sicher, dass sie auch in Extremsituatio-
nen über genügend Eigenkapital verfügt und die Going-Concern-Risikotragfähigkeit 
eingehalten wird. 
 

3.2.1.5. Sanierungsplan-Szenarien 
 
Neben dem Gesamtbankstresstest werden auch Belastungsszenarien, welche zu 
einer Sanierungssituation führen würden, berechnet. Die Szenarien orientieren sich 
an den Risikotreibern des Unternehmens und sind so konzipiert, dass die negativen 
Auswirkungen für die KI-Gruppe sowohl eine Unterschreitung der Rot-
Schwellenwerte der Sanierungsindikatoren als auch der regulatorischen Grenzen 
auslösen würden. Die Szenarien zielen darauf ab, unter stilisierten Stressbedingun-
gen die Wirksamkeit der Sanierungsmaßnahmen zu überprüfen.  
 

3.2.2. Struktur und Organisation – Art. 435 (1) b 
 

3.2.2.1. Berichtsflüsse und Entscheidungsstruktur 
 
Die nachstehende Organisationsgrafik zeigt die Berichtsflüsse und die Entschei-
dungsstruktur für das Risikomanagement der gesamten Wüstenrot-Gruppe (ein-
schließlich der Versicherungsgruppe – Stand 31.12.2017). 
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Nachfolgend werden die in der Organisationsgrafik dargestellten Funktionen / Gremi-
en näher beschrieben: 
 
Vorstand WWW 
Der Vorstand der Wüstenrot Wohnungswirtschaft reg.Gen.m.b.H. (WWW) ist für die 
Risikoüberwachung auf Gruppenebene im Sinne der Risikonachsteuerung verant-
wortlich. 
 
Vorstand BWA 
Der Vorstand der BWA Beteiligungs- und Verwaltungs-AG (BWA) trägt sowohl für die 
Funktionen der Risikosteuerung als auch des Risikocontrollings die Gesamtverant-
wortung. Der Vorstand beschließt die strategischen Vorgaben betreffend das Ma-
nagement sämtlicher Risiken, in der Folge sind diese Leitlinien von allen Unterneh-
mensteilen der Wüstenrot Gruppe einzuhalten.  
 
Der rechtsformale Adressat der Risikomanagementeinheiten der BWAG als auch der 
KI-Gruppe ist der Vorstand der BWAG, der somit die Formalbeschlüsse trifft. 
 
Group Risk Board 
Das Group Risk Board ist eine Einrichtung zur Abstimmung und Beratung risikorele-
vanter Themen der Wüstenrot Gruppe. Das Gremium tagt in einem zumindest viertel-
jährlichen Turnus und setzt sich aus folgenden, ständigen Mitgliedern zusammen: 
 

 CRO BWAG 

 CRO WVAG 

 Leiter Strategisches Risikomanagement / Strategy Office / Recht (RCRO) 

 Leiter Group Risikomanagement (KRIS) 

 Leiter Risikomanagement BWAG (RISK) 

 Leiter Risikomanagement WVAG (WVRM) 
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Strategisches Risikomanagement / Strategy Office / Recht (RCRO) 
Im Bereich RCRO wurden die Organisationseinheiten  
 

 Recht,  

 Group Risikomanagement,  

 Risikomanagement BWAG,  

 Risikomanagement WVAG und die 

 Versicherungsmathematische Funktion  
 
zusammengeführt. Berichtslinien bestehen zu CRO BWAG sowie CRO WVAG. 
 
Group Risikomanagement (KRIS) 
Die Sicherstellung einer konsistenten Risikosteuerung auf Ebene des Finanzkonglo-
merats (FK) erfordert die Konsolidierung aller für die Gruppenrisikosteuerung not-
wendigen Funktionen durch KRIS. Die zentrale Steuerungsfunktion umfasst insbe-
sondere die: 
 

 Verantwortung für die konglomeratsweite Konsistenz von Methoden und Pro-
zessen  

 Verantwortung für die operative Risikosteuerung auf Ebene des FK (ein-
schließlich Risikoberichterstattung an den Gesamtvorstand)  

 Verantwortung für die Überprüfung der angemessenen Ausgestaltung der Ri-
sikosteuerungsmethoden und –Prozesse des FK 

 
Lokales Risikomanagement BWAG & WVAG 
Die lokalen Risikomanagementeinheiten BWAG (RISK) und WVAG (WVRM) sind für 
die Sicherstellung der Einhaltung sowohl der Vorgaben zur Risikosteuerung des FK 
als auch der spezifischen Anforderungen einschließlich regulatorischer Vorgaben 
verantwortlich. Die lokalen Steuerungsfunktionen umfassen demnach insbesondere 
die: 
  

 Anforderungskonforme Umsetzung der Richtlinien von KRIS  

 Vorgabe von Richtlinien für die Umsetzung der Risikosteuerungsmethoden 
und –Prozesse in den Auslandstöchtern  

 Verantwortung für die operative Risikosteuerung auf Ebene der BWAG und KI-
Gruppe bzw. WVAG und VU-Gruppe  

 Verantwortung für die Überprüfung der angemessenen Ausgestaltung der Ri-
sikosteuerungsmethoden und –Prozesse in der BWAG bzw. WVAG und in 
den Auslandstöchtern  

 

3.2.2.2. Funktionen und Gremien  
 
Ergänzend zum vorangehenden Kapitel sind im Zusammenhang mit Art. 435 (1) b 
CRR insbesondere die folgenden Funktionen / Gremien eingerichtet: 
 
Liquiditätssteuerkreis 
Der Liquiditätssteuerkreis stellt das bereichsübergreifende Gremium zur operativen 
Überwachung und Steuerung der Liquidität in der BWAG dar. In diesem Gremium 
werden alle für die Überwachung, Liquiditätsplanung und Steuerung erforderlichen 
Zielgrößen und Parameter erarbeitet und abgestimmt sowie ggf. Handlungsmaß-
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nahmen eingeleitet. Der Liquiditätssteuerkreis soll sicherstellen, dass die Liquiditäts-
ausstattung der BWAG durch die Überwachung von Frühwarnindikatoren und die 
Limitierung auf Basis von Stress-Szenarien ausreichend erfüllt ist. 
 
Ständige Mitglieder des BWAG-Liquiditätssteuerkreis sind: 
 

 Risikomanagement BWAG (RISK) 

 Treasury und Investment-Management (TRIM) (Leitung) 

 Controlling BWAG (CONT) 
 
Der Liquiditätssteuerkreis tritt regelmäßig, mindestens einmal pro Quartal zusam-
men. Bei Bedarf kann durch eines seiner Mitglieder ein Liquiditätssteuerkreis auch 
ad-hoc einberufen werden.  
 
Liquiditätsmanagementfunktion 
Die Liquiditätsmanagementfunktion ist ein Gremium, welches sicherstellt, dass alle 
im Zusammenhang mit der Liquiditätsdeckungsanforderung gemäß Artikel 412 Ab-
satz 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 stehenden Anforderungen und Prozesse 
zu jeder Zeit unter Berücksichtigung des Proportionalitätsgrundsatzes gemäß § 3 KI-
RMV erfüllt werden. 
 
Die Mitglieder der Liquiditätsmanagementfunktion sind: 
 

– Liquiditätssteuerkreis 

 Treasury und Investment-Management (TRIM)  

 Risikomanagement BWAG (RISK) 
 
Die Liquiditätsmanagementfunktion tritt im Rahmen der Sitzungen des Liquiditäts-
steuerkreises zusammen. 

 
Liquiditätsausschuss 
Der Liquiditätsausschuss stellt das übergeordnete Gremium zum Liquiditätsrisikoma-
nagement in Notfallsituationen dar. Der Liquiditätsausschuss ist einzuberufen, wenn 
definierte Indikatoren gemäß Notfallplan verletzt werden. Die Mitglieder des Liquidi-
tätsausschusses sind: 
 

 Risikovorstand (CRO) 

 Finanzvorstand (CFO) (Leitung) 

 Vertriebsvorstand 

 BL TRIM 

 BL RCRO 

 BL CONT 

 Beratend: Mitglieder des Liquiditätssteuerkreises 
 
Risikoausschuss 
Durch den Risikoausschuss soll das Eingehen exzessiver Risiken verhindert und 
damit das Ausfallsrisiko der BWAG gesenkt werden. Der Ausschuss setzt sich gem. 
§ 39 d BWG aus mindestens drei Aufsichtsratsmitgliedern, die über die zur Überwa-
chung der Umsetzung der Risikostrategie des Kreditinstitutes erforderliche Expertise 
und Erfahrung verfügen, zusammen. Der Ausschuss hält im Geschäftsjahr mindes-
tens eine Sitzung ab. Ein Vertreter des Bereiches Risikomanagement nimmt an den 
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Sitzungen des Risikoausschusses teil und berichtet über Risikoarten und die Risiko-
lage des Kreditinstitutes unter Hinweis auf riskante Entwicklungen, die sich auf die 
BWAG auswirken oder auswirken könnten. 
 
Zu den Aufgaben des Risikoausschusses zählen 
 

 die Beratung der Geschäftsleitung hinsichtlich der aktuellen und zukünftigen 
Risikobereitschaft und Risikostrategie des Kreditinstituts, 

 die Überwachung der Umsetzung dieser Risikostrategie iZm. mit der Steue-
rung, Überwachung und Begrenzung von Risiken, der Eigenmittelausstattung 
und der Liquidität, 

 die Überprüfung, ob die Preisgestaltung der von einem Kreditinstitut angebo-
tenen Dienstleistungen und Produkte das Geschäftsmodell und die Risikostra-
tegie des Kreditinstituts angemessen berücksichtigt und gegebenenfalls Vor-
lage eines Plans mit Abhilfemaßnahmen, 

 unbeschadet der Aufgaben des Vergütungsausschusses, ob bei den vom in-
ternen Vergütungssystem angebotenen Anreizen das Risiko, das Kapital, die 
Liquidität und die Wahrscheinlichkeit und der Zeitpunkt von realisierten Ge-
winnen berücksichtigt werden. 

 
Prüfungsausschuss 
Der Prüfungsausschuss setzt sich aus drei Mitgliedern des Aufsichtsrats, darunter 
ein Finanzexperte, zusammen. Der Ausschuss hält im Geschäftsjahr zumindest zwei 
Sitzungen ab. Den Sitzungen des Prüfungsausschusses ist jedenfalls auch der 
Bankprüfer zuzuziehen, der zumindest einmal jährlich über die wichtigsten, im Rah-
men der Abschlussprüfung gewonnenen, Erkenntnisse schriftlich zu berichten und 
diesen Bericht auf Verlangen eines Mitglieds mündlich zu erläutern hat. 
 
Zu den Aufgaben des Prüfungsausschusses zählt – nebst anderen – die Überwa-
chung der Wirksamkeit des internen Kontrollsystems, des internen Revisionssystems 
und des Risikomanagementsystems. 
 
IKS Gremium 
Zur verstärkten Abstimmung von IKS-relevanten Themen ist in der Wüstenrot Gruppe 
ein IKS-Gremium eingerichtet. Das Gremium dient als Plattform für den Austausch 
und die Diskussion zu IKS-relevanten Fragestellungen sowie der gemeinsamen Ent-
scheidungsfindung im Sinne des Beschlusses der (Ziel-)Prozess- / -Risikomatrix.  
 
Im IKS-Gremium sind neben dem IKS-Verantwortlichen die Leiter der Bereiche / Ab-
teilungen KRIS, RISK, WVRM, Audit Gruppe, Compliance und Geldwäsche sowie 
Betriebsorganisation / Prozessmanagement vertreten. 
 
ALM-Komitee 
Das Asset Liability Management Komitee ist das maßgebliche Gremium für die Aktiv-
Passiv-Steuerung der BWAG. Es werden dabei im wesentlichen alle Themenkreise 
der Gesamtbanksteuerung wie zB. Steuerung des Kundengeschäftes, strategische 
Asset Allocation, Wertpapiergeschäfte, Absicherungsmaßnahmen sowie auch mögli-
che Refinanzierungsmöglichkeiten (Retail und / oder Kapitalmarkt) besprochen. Das 
ALM-Komitee trifft zu den vorgenannten Themenkreisen auch Entscheidungen, wo-
bei Beschlüsse aufgrund der Zusammensetzung mit Vorstandsbeschlüssen gleich-
zusetzen sind.  
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Ständige Mitglieder des Anlagekomitees der BWAG sind:  
 

 Finanzvorstand (CFO),  

 Risikovorstand (CRO),  

 Vertriebsvorstand,  

 Leiter und stv. Leiter TRIM,  

 Leiter RISK. 
 
Das ALM-Komitee tritt regelmäßig, mindestens dreimal pro Jahr, zusammen. 
 
Produkt- und Marktkomitee 
Bei der Einführung neuartiger Geschäfte oder Produkte sind die Sorgfaltspflicht des 
Vorstands sowie die detaillierte Analyse des Risikogehalts des geplanten Geschäfts / 
Produkts von erheblicher Bedeutung. Zu diesem Zweck wurden das Produkt- und 
Marktkomitee (PMK) sowie der Neue-Produkte-Märkte-Prozess, welcher bei der 
Entwicklung neuer Produkte / Märkte / Vertriebswege immer zu durchlaufen ist, ein-
geführt. 
 
Das PMK ist das zentrale Beratungs- und Entscheidungskomitee für alle Fragen der 
Produktentwicklung, Produktsteuerung, der Konditionierung und des Vertriebserfolgs 
in den verschiedenen Produkten der Wüstenrot Gruppe.  
Das PMK ist für die Entscheidung bzw. die Vorbereitung der Entscheidung aller mit 
dem Angebot von Produkten der Wüstenrot Gruppe zusammenhängenden Themen 
verantwortlich. 
 
Vorsitzende des PMK ist die Vorstandsvorsitzende (Generaldirektorin), die durch ein 
anderes Vorstandsmitglied vertreten werden kann. Alle Vorstandsmitglieder werden 
eingeladen. Das PMK besteht dzt. aus folgenden Mitgliedern: 
 

 Bereichsleiter Controlling / Gruppe 

 Bereichsleiterin Marketing / Gruppe 

 Risikomanagement 
 Bereichsleiter RCRO (bzw. Abteilungsleiter der lokalen Risikomanage-

menteinheiten) 
 Aktuariate / Sach- bzw. Personenversicherung 

 Bereichsleiter Treasury / Gruppe 

 Produktmanagement 
 Produktmanagement Bausparen, Finanzieren, Personenversicherung 
 Produktmanagement Sachversicherung 

 Bereichsleiter Vertrieb / Gruppe 
 
Compliance Board 
Um das Thema Compliance im Unternehmen zu implementieren und auszuweiten, 
hat die Wüstenrot Gruppe ein Compliance Board eingerichtet. Es stellt ein Bindeglied 
zu relevanten Geschäftsbereichen dar und soll einen breiten Informationsfluss zu 
diesem Thema fördern. Das Compliance-Board dient den Teilnehmern als Plattform 
für den Austausch und die Diskussion zu aktuellen Fragestellungen und der gemein-
samen Meinungs- und Entscheidungsfindung. Zudem unterstützt es den Compliance-
Officer beratend und dient der Sicherstellung eines unternehmensweit ganzheitlichen 
Ansatzes sowie der Verankerung von Compliance-Bewusstsein in der Wüstenrot 
Gruppe. 
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Im Compliance-Board sind die Leiter der Bereiche / Abteilungen Compliance und 
Geldwäsche, Recht  / Legal Affairs, Interne Revision und Risikomanagement sowie 
der FATCA Responsible Officer und Datenschutzbeauftragte vertreten. 
 
Compliance 
Ziel des Bereiches Compliance ist die Sicherstellung der Einhaltung gesetzlicher 
Bestimmungen und interner Richtlinien durch das Unternehmen und seine Mitarbei-
ter. Zur Erfüllung seiner Aufgaben wird dem Compliance-Officer Zugang zu allen Un-
terlagen und Informationen des Unternehmens gestattet. Im Rahmen seiner Tätigkeit 
orientiert sich der Compliance-Officer an den gesetzlichen Vorgaben und sonstigen 
regulatorischen Rahmenbedingungen. 
 
Interne Revision 
Gemäß den gesetzlichen Vorgaben überprüft die Interne Revision die Gesetzmäßig-
keit, Ordnungsmäßigkeit und Zweckmäßigkeit des Geschäftsbetriebes sowie die An-
gemessenheit und Wirksamkeit des internen Kontrollsystems.  
 
Die Prüfungen der Internen Revision orientieren sich hinsichtlich Art, Häufigkeit und 
Umfang der Prüfung an Ausgestaltung, wirtschaftlicher Bedeutung und Risikogehalt 
des zu prüfenden Bereiches sowie an gesetzlichen Prüfungsvorgaben. 
 

3.2.3. Umfang und Art der Risikoberichts- und –messsysteme –  
Art. 435 (1) lit c 

 

3.2.3.1. Risikoberichtssysteme  
 
Die Ergebnisse der Risikoidentifizierung, -analyse, -steuerung und -überwachung 
werden im Rahmen des Risikoreportings berücksichtigt und den jeweiligen Adressa-
ten berichtet. 
 
Nachfolgende Übersicht veranschaulicht Umfang, Zuständigkeiten in der Erstellung, 
Periodizitäten sowie die verschiedenen Adressaten zur Risikoberichterstattung. 
 

  
Der Vorstand wird über die Risikosituation in Form der monatlichen bzw. quartals-
weisen Risikoberichte inklusive einer ebenso vierteljährlichen Risikotragfähigkeits-
rechnung informiert. Hauptinstrument des tourlichen Reportings von Limiten ist der 
monatliche Risikobericht der BWAG. Hier werden die gültigen, strategischen Kapi-
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tallimite und deren Auslastung angeführt. Zusätzlich werden Sanierungsplanindikato-
ren, Liquiditätsrisikokennzahlen sowie ausgewählte operative und regulatorische Li-
mite aus den Bereichen Eigenmittel und Kreditrisiko im Rahmen des Risikoberichts 
an den Vorstand der BWAG berichtet. Der Risikobericht der Wüstenrot Gruppe (AR-
Bericht) dient als zusätzliches Reportinginstrument für bestehende Limite.  
 
Die Risikoberichterstattung enthält darüber hinaus die Ergebnisse der Gesamtbank-
stresstests, deren kritische Würdigung, die potenzielle Auswirkung auf die Risikositu-
ation und auf die Risikodeckungsmassen, die zugrunde liegenden wesentlichen An-
nahmen sowie ggf. Handlungsvorschläge zur Risikoreduzierung. Auf etwaige Risiko-
konzentrationen und deren potenzielle Auswirkungen wird gesondert eingegangen. 
 
In besonderen Situationen ist eine ad-hoc-Berichterstattung vorgesehen. Neben der 
regelmäßigen Berichterstattung werden wesentliche Informationen (z.B. Überschrei-
tungen von Frühwarnindikatoren und Limiten) unverzüglich an den Vorstand, die ver-
antwortlichen Risk-Owner sowie ggf. an die interne Revision weitergeleitet, um früh-
zeitig geeignete Maßnahmen ergreifen zu können. 
 
Der Aufsichtsrat wird über die Risikosituation in Form der vierteljährlichen Risikobe-
richte inklusive einer Risikotragfähigkeitsrechnung informiert. Auch hier ist in beson-
deren Situationen eine ad-hoc-Berichterstattung vorgesehen. 
 

3.2.3.2. Risikomesssysteme  
 
Die konsistente Beurteilung der Wesentlichkeit von Risiken wird in der BWAG in 
Form einer Risikoinventur / Risikolandkarte dargestellt. Die Risikoinventur stellt eine 
Methode zur umfassenden, unternehmensweiten Identifizierung der wesentlichen 
Risiken dar. Dabei handelt es sich um eine Gesamtbeurteilung auf Basis eines ‚Self- 
Assessments‘ aller in der BWAG vorhandenen Risiken, die Risikoeignern zugeordnet 
sind und einer regelmäßigen Analyse unterzogen werden.  
 
Die Risikolandkarte bildet die Basis für die Berücksichtigung wesentlicher Risikoka-
tegorien innerhalb der Risikotragfähigkeit bzw. die Etablierung entsprechender Risi-
kosteuerungs- sowie Controllingprozesse.  
 
Die Art und Ausgestaltung der Risikomesssysteme der BWAG bzw. der vollkonsoli-
dierten Beteiligungen – WBAK und WSSB – für die als wesentlich identifizierten Risi-
ken sind in den nachfolgenden Übersichten kurz zusammengefasst: 
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Bausparkasse Wüstenrot AG, Österreich: 
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Wüstenrot Stambena Stedionica d.d., Kroatien / Wüstenrot Stavebná Sporitelňa, a.s., 

Slowakei: 

 

In Bezug auf eine detaillierte Beschreibung der Risikomesssysteme wird auf die wei-
teren Ausführungen in Abschnitt 3.2.1 verwiesen. 
 

3.2.4. Leitlinien für Risikoabsicherung und Risikominderung –  
Art. 435 (1) lit d 

 
Grundlage für das Risikomanagement- und -controllingsystem der Wüstenrot Gruppe 
ist ein einheitliches Verständnis der Risiken innerhalb der Einheiten sowie ein aus-
geprägtes Risikobewusstsein aller Mitarbeiter. Diese werden durch einen klar defi-
nierten Risikomanagement- und -controllingprozess und die entsprechenden Organi-
sationsstrukturen unterstützt. Um Objektivität zu gewährleisten sowie um Interes-
sens- und Kompetenzkonflikte zu vermeiden, ist eine funktionale und organisatori-
sche Trennung zwischen Markt- und Marktfolge- bzw. Risikofunktionen auch im Ver-
tretungsfall bis einschließlich der Vorstandsebene etabliert. 
 
 

Risikokategorie

Going-Concern Run-Off Going-Concern Run-Off

Risikohorizont 1 Jahr 1 Jahr 1 Jahr 1 Jahr

Konfidenzniveau 95% 99,9% 95% 99,9%

Modell Kroatien

Modell Slowakei

Risikokategorie

Risikoart

Going-Concern Run-Off Going-Concern Run-Off

Risikohorizont 1 Jahr 1 Jahr 1 Jahr 1 Jahr

Konfidenzniveau 95% 99,9% 95% 99,9%

Modell Kroatien

Modell Slowakei

Risikokategorie

Going-Concern Run-Off Going-Concern Run-Off Going-Concern Run-Off

Risikohorizont 1 Jahr 1 Jahr 1 Jahr 1 Jahr 1 Jahr 1 Jahr

Konfidenzniveau 95% 99,9% 95% 99,9% 95% 99,9%

Modell Kroatien / 

Slowakei

Risikokategorie

Risikoart

Going-Concern Run-Off Going-Concern Run-Off Going-Concern Run-Off

Risikohorizont 1 Jahr 1 Jahr 1 Jahr 1 Jahr 1 Jahr 1 Jahr

Konfidenzniveau 95% 99,9% 95% 99,9% 95% 99,9%

Modell Kroatien / 

Slowakei

Sichtweise
Ökonomisch Ökonomisch Ökonomisch

3% Puffer auf Basis 

Gesamtbankrisiko
5% Puffer auf Basis OpRisk Keine Quantifizierung

Bank-Run-Scenario

VaR-konsistenter Puffer

auf Basis

Basel II OpRisk-Standardansatz

Keine Quantifizierung

Sonstige Risiken

Geschäftsrisiko Reputationsrisiko Strategisches FX-Risiko

Liquiditätsrisiko Operationelles Risiko Beteiligungsrisiko

Sichtweise
Ökonomisch Ökonomisch Ökonomisch

Gordy Modell Gordy Modell

Gordy Modell Gordy Modell

Credit Spread 

Risiko/Kreditrisiko aus 

Veranlagungen

Kreditrisiko-Retail 

Sichtweise
Ökonomisch Ökonomisch

Kreditrisiko

Outlier Ratio / 200bp Shift
 max 30% FX-Position zu 

haftbarem Kapital

Outlier Ratio / 200bp Shift Keine Quantifizierung

Risikoart
Zinsänderungsrisiko 

(Gesamtbank)
FX-Risiko

Sichtweise
Ökonomisch Ökonomisch

Marktrisiko
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Der Risikomanagement- und -controllingprozess gliedert sich grundsätzlich in die 
folgenden Schritte: 

 
Auf Basis effektiver Risikoprozesse sowie einer umfassenden und adäquaten Identi-
fikation, Messung und Aggregation von Risiken, decken Limitierungsprozesse quanti-
fizierbare Risiken über alle Geschäftsfelder ab und stellen deren fortlaufende Über-
wachung sicher.  
 
Das Limitsystem bietet die Grundlage für eine integrierte Steuerung aller relevanten 
Risiken und ist neben der Risikotragfähigkeitsrechnung ein zentraler Punkt der risi-
koorientierten Unternehmenssteuerung. Ausgehend von der vorgelagerten Ge-
schäftsstrategie, leiten sich Limite der KI-Gruppe aus der Risikostrategie und dem 
Konzept der Risikotragfähigkeit ab. 
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Das Limitwesen gliedert sich grundsätzlich in strategische und operative Limite und 
wird durch Auszüge aus dem regulatorischen Limitsystem und den Sanierungsplan-
indikatoren ergänzt. Die folgende Grafik gibt einen Überblick über den Aufbau des 
Limitsystems der Wüstenrot KI-Gruppe. Parallel dazu bestehen noch weitere regula-
torische Limite sowie Sanierungsplanindikatoren. 
 

 
 
Als strategische Limite werden Kapitallimite im Sinne der Risikotragfähigkeitsrech-
nung verstanden. Operative Limite werden zur Überwachung und Steuerung der 
Portfolioqualität sowie von Konzentrationen implementiert. Für den Fall von Limit-
überschreitungen sind Eskalationsprozesse definiert und implementiert.  
 
Nicht quantifizierbare Risiken werden auf Basis qualitativer Kriterien analysiert und 
überwacht. Die in neuen Geschäftsfeldern und Produkten enthaltenen Risiken, wer-
den gemäß der ‚Richtlinie für neue Produkte / Märkte / Vertriebswege‘ behandelt. 
Neue Geschäftsfelder und Produkte werden ausschließlich vom Gesamtvorstand 
genehmigt. 
 
Der Risikobegrenzungsprozess ist eng mit den Steuerungsverfahren wie z.B. der 
strategischen Planung und Performancemessung verknüpft und mündet in die Allo-
kation des Risikokapitals. Auf der Grundlage des Gesamtrisikopotentials wird das 
Risikokapital in der Risikotragfähigkeitsrechnung den als wesentlich erkannten Risi-
koarten zugeordnet.  
 
Nach der Ampelsystematik (grün, gelb, rot) sind Grenzwerte für die Limitauslastung 
der Risikodeckungsmasse bzw. der einzelnen Risikoarten festgelegt, zudem wurden 
entsprechende Eskalations-Prozesse definiert. 
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Für alle wichtigen risikorelevanten Prozesse wurden sachgerechte, wirksame und 
prozessabhängige Kontrollen eingerichtet. Diese Kontrollen umfassen die Verfah-
rens- und Vorgehensweise der Identifikation, Analyse, Bewertung und Begrenzung 
von Risiken sowie deren aktive Steuerung, Überwachung und Meldung. Die interne 
Revision überprüft prozessunabhängig die Funktionsfähigkeit und Effektivität des 
gesamten Risikoprozesses. 
 
Zur Sicherstellung ausreichender Liquidität sind adäquate Notfallkonzepte implemen-
tiert. Zur frühzeitigen Identifikation eines Liquiditätsengpasses sind sowohl qualitative 
als auch quantitative Indikatoren in Anwendung. 
 

3.2.5. Erklärung zur Angemessenheit der Risikomanagementverfahren – 
Art. 435 (1) lit e 

 
Risikomanagementsystem und Risikomanagementprozess entsprechen den allge-
mein gültigen Leitlinien zum Risikomanagement gemäß den regulatorischen Vorga-
ben, u.a. im Bankwesengesetz sowie in den Verordnungen der Finanzmarktaufsicht 
und den Leitlinien der European Banking Authority. Die bankspezifischen Besonder-
heiten sowie das Risikoprofil aus dem Bausparkassen-Geschäftsmodell werden an-
gemessen berücksichtigt.  
 
Die mit diesem Geschäftsmodell typischerweise verbundenen Risiken, insbesondere 
die in Abschnitt 3.2.1.1 beschriebenen, wurden entsprechend identifiziert und nach 
Möglichkeit korrekt und ausreichend quantifiziert. Für Risiken die schwer bzw. nicht 
messbar sind, wurden ausreichende Kapitalpuffer bereitgestellt. Es wurden adäquate 
Maßnahmen zur Risikobewältigung geschaffen, deren Umsetzung und Wirksamkeit 
wird laufend kontrolliert. 
 

3.2.6. Konzise Risikoerklärung inklusive Liquiditätsrisikoprofil –  
Art. 435 (1) lit f 

 
Die BWAG bietet umfassende Lösungen rund um das sichere Sparen und Finanzie-
ren an. Das Geschäftsmodell verfolgt das Ziel, innerhalb der KI-Gruppe mittelfristige 
Kundeneinlagen entgegenzunehmen und langfristige Darlehen an Kunden zu gewäh-
ren. Die aus diesem Geschäftsmodell resultierenden, geschäftlichen Aktivitäten er-
fordern die Fähigkeit, Risiken angemessen zu identifizieren, quantifizieren, aggregie-
ren und zu steuern sowie diese adäquat mit Eigenkapital zu unterlegen.  
 
Die BWAG lässt sich bei ihren Aktivitäten vom Grundsatz leiten, Risiken nur in dem 
Maße einzugehen, wie dies zur Erreichung der geschäftspolitischen Ziele erforderlich 
und eine Deckung durch die verfügbaren Risikodeckungsmassen gewährleistet ist. 
Die damit verbundenen Risiken werden in umfassender Weise unter Anwendung der 
Grundsätze des Risikomanagements, durch die Gestaltung der Organisationsstruktur 
und der Geschäftsprozesse gesteuert.  
 
Die Geschäftsstrategie der Wüstenrot Gruppe, welche in weiterer Folge die Ausge-
staltung der Mittelfristplanung definiert, bildet die Basis zur Ableitung von geschäfts-
politischen Parametern sowohl auf Gruppen- als auch auf Einzelunternehmensebe-
ne.  
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Die Geschäftsstrategie steht im Einklang mit den strategischen risikopolitischen Zie-
len, welche durch die Vorgabe von strategischen und operativen Limiten effektiv 
steuerbar gemacht werden. Als wesentlicher gemeinsamer Bestandteil hierbei sind 
die Kapitalwachstumsziele anzuführen, welche maßgeblichen Einfluss auf die Si-
cherstellung der Risikotragfähigkeit haben. Die Strategie wird jährlich überprüft und 
im Bedarfsfall durch den Vorstand angepasst.  
 
Das Risikoprofil der Bausparkasse Wüstenrot AG umfasst folgende als wesentlich 
identifizierte Risiken: 
 

 Kreditrisiko 

 Marktrisiko 

 Liquiditätsrisiko 

 Operationelles Risiko 

 Beteiligungsrisiko 

 Sonstige Risiken 
 
Im Rahmen des Risikomanagementsystems werden für die identifizierten und we-
sentlichen Risiken entsprechende Limite definiert und somit die entsprechenden Ri-
sikotoleranzen festgelegt.  
 
Bei den für die Einzelrisiken zur Verfügung gestellten Limiten gilt der Grundsatz, dass 
selbst bei Vollauslastung aller Limite noch ein ausreichender Kapitalpuffer zur Verfü-
gung stehen muss. Dieser Kapitalpuffer wird jährlich unter Berücksichtigung der Ge-
schäftsplanung bzw. unter Anwendung definierter Szenarien neu festgesetzt und be-
grenzt somit die Risikotoleranz auf Gesamtbankebene.  
 
Dieser Grundsatz des Risikotragfähigkeitskonzepts sichert im Sinne des Going-
Concern-Ansatzes das Ziel des dauerhaften Fortbestands des Unternehmens, auch 
unter ungünstigen Rahmenbedingen im Marktumfeld. 
 
Die BWAG refinanziert sich hauptsächlich durch ihr Core-Business, das Bausparge-
schäft und seit 2017 ergänzend durch emittierte Pfandbriefe. Dies bedeutet, dass die 
vergebenen Bauspardarlehen durch die Einzahlungen aus Bausparverträgen refi-
nanziert werden. Das ist auch durch die Loan-To-Deposit Ratio von 87,2 % per 
31.12.2017 zu erkennen. Insofern ist damit ein ausreichender Diversifizierungsgrad 
gegeben bzw. werden kurz- und langfristige Konzentrationsrisiken vermieden. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat haben festgestellt, dass die Risikotragfähigkeit sowie eine 
angemessene Liquiditätslage der BWAG im Geschäftsjahr 2017 zu jedem Zeitpunkt 
gegeben war und keine Risiken bekannt waren, die Risikotragfähigkeit bzw. Liquidität 
gefährdet haben. Betreffend die Angaben zu den Eigenmitteln und Eigenmittelanfor-
derungen wird in diesem Zusammenhang auf die Abschnitte 3.3 und 3.4 verwiesen.  
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3.2.6.1. Quantitative Informationen zur LCR 
 
Nachfolgend werden die einfachen Durchschnittsdaten pro Quartal im Jahr 2017 zur 
Liquidity Coverage Ratio offengelegt: 
 

 
 

3.2.7. Informationen hinsichtlich der Unternehmensführung – Art. 435 (2) 
 

3.2.7.1. Anzahl der von Mitgliedern des Leitungsorgans bekleideten Leitungs- 
oder Aufsichtsfunktionen – Art. 435 (2) lit a 

 

 
 

3.2.7.2. Strategie für die Auswahl der Mitglieder des Leitungsorgans und deren 
tatsächliche Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrung – Art. 435 (2) lit b 

 
Die BWAG verfügt über eine Fit & Proper Richtlinie, welche vom Vorstand und vom 
Aufsichtsrat beschlossen wurde. Darin werden, gemäß den gesetzlichen Anforderun-
gen und dem Rundschreiben der FMA zur Eignungsprüfung von Geschäftsleitern, 
Aufsichtsratsmitgliedern und Inhabern von Schlüsselfunktionen die fachlichen und 
persönlichen Anforderungen an Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats be-
schrieben. Ebenfalls Inhalt der Fit & Proper Richtlinie ist die Beschreibung des Ver-
fahrens, wie die Prüfung im Falle einer Bestellung sowie die laufende Evaluierung 
sichergestellt werden.  
 

Bezeichnung 01/17–03/17 04/17-06/17 07/17-09/17 10/17-12/17

Liquiditätspuffer 541.965,02 547.866,63 531.838,29 521.727,04

Gesamte Nettomittelabflüsse 196.541,04 153.365,81 108.289,58 131.141,56

Liquiditätsquote in % 275,75 357,23 491,13 397,84

Es erfolgt eine privilegierte Zusammenrechnung innerhalb der Wüstenrot-Gruppe gemäß § 5 Abs 1 Z9a lit a) 
bzw. § 28a Abs 5 Z 5 BWG. 

Die Anzahl der Mandate von Mitgliedern der Leitungsorgane wird regelmäßig abgefragt bzw. überprüft. Es 
ist daher sichergestellt, dass die höchstzulässige Anzahl der Mandate eingehalten wird. Die konkrete 
Aufstellung auf Ebene der einzelnen Organmitglieder erscheint für den Vorstand sinnvoll, nicht jedoch für 
den Aufsichtsrat. Für den Informationsempfänger ist lediglich die Information erforderlich, dass die Mitglie-
der des Aufsichtsorgans ausreichend Zeit für die Erfüllung ihrer Aufgaben aufwenden können. Weiterfüh-
rende Informationen werden daher als nicht wesentlich iSd Art. 432 Abs 1 CRR erachtet, sodass auf eine 
Veröffentlichung dieser Informationen verzichtet wird. 
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3.2.7.3. Diversitätsstrategie für die Auswahl der Mitglieder des Leitungsorgans, 
Ziele und einschlägige Zielvorgaben der Strategie, Zielerreichungsgrad 
– Art. 435 (2) lit c 

 
Die BWAG verfügt gemäß § 29 Z 4 BWG über eine Zielquote für das unterrepräsen-
tierte Geschlecht in der Geschäftsleitung und im Aufsichtsrat, welche vom Nominie-
rungsausschuss des Aufsichtsrats beschlossen wurde. Der Nominierungsausschuss 
der BWAG hat sich für eine Zielquote (Frauenquote) im Vorstand und Aufsichtsrat in 
Höhe von 25 % entschieden, welche bis 2024 zu erreichen ist. 
Der Nominierungsausschuss der BWAG wird im Zuge der Bestellung von Mitgliedern 
des Vorstands und des Aufsichtsrats effektive Maßnahmen zur Erreichung dieser 
Zielquote ergreifen und darauf Bedacht nehmen, dass bei gleicher fachlicher und 
persönlicher Qualifikation der Bewerberinnen und Bewerber dem unterrepräsentier-
ten Geschlecht der Vorzug gegeben wird, es sei denn eine objektive Beurteilung der 
persönlichen Lage der Bewerberin und des Bewerbers ergibt einen diesem Grund-
satz entgegenstehenden Umstand. Der Zielerreichungsgrad beträgt für den Vorstand 
und den Aufsichtsrat bis zum Jahr 2024 gemeinsam 25 %. Diese Zielquote wird von 
der BWAG bereits zum Berichtsjahr erreicht. 
 

3.2.7.4. Angaben, ob das Institut einen separaten Risikoausschuss gebildet hat 
und die Anzahl der bisher stattgefundenen Ausschusssitzungen –  
Art. 435 (2) lit d 

 
Die BWAG verfügt über einen eigenen Risikoausschuss gem. § 39d BWG, welcher 
zumindest eine Sitzung im Jahr abhält. Die Sitzung des Risikoausschusses im Jahr 
2017 fand am 31.08.2017 statt, die nächste Sitzung ist für August 2018 geplant.  
 

3.2.7.5. Beschreibung des Informationsflusses an das Leitungsorgan bei  
Fragen des Risikos – Art. 435 (2) lit e 

 
In diesem Zusammenhang wird auf die Ausführungen in Abschnitt 3.2.2. bzw. 3.2.3. 
verwiesen. 
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3.3. Eigenmittel – Art 437 
 

3.3.1. Vollständige Abstimmung der Eigenmittelbestandteile –  
Art. 437 (1) lit a 

 
Die vollständige Abstimmung der Posten des harten Kernkapitals, des zusätzlichen 
Kernkapitals, der Korrekturposten sowie der Abzüge von den Eigenmitteln des Insti-
tuts gem. Art. 32-35, 36, 56, 66 und 79 wird im Anhang in Kapitel 1 dargestellt. 
 

3.3.2. Beschreibung der Hauptmerkmale – Art. 437 (1) lit b 
 
Die Beschreibung der Hauptmerkmale der von dem Institut begebenen Instrumente 
des harten Kernkapitals, des zusätzlichen Kernkapitals und des Ergänzungskapitals 
erfolgt im Anhang in Kapitel 2. 
 
Kapitalinstrumente von vollkonsolidierten Tochterunternehmen, die im Zuge der Kon-
solidierung in vollem Umfang gegen Beteiligungspositionen verrechnet werden und 
daher keinen Beitrag zu den Eigenmitteln der KI-Gruppe leisten, werden nicht ange-
führt. 
 

3.3.3. Offenlegung der vollständigen Bedingungen im Zusammenhang 
mit allen Instrumenten des harten Kernkapitals, des zusätzlichen 
Kernkapitals und des Ergänzungskapitals – Art. 437 (1) lit c 

 
Die vollständigen Bedingungen in Zusammenhang mit allen Instrumenten des harten 
Kernkapitals, des zusätzlichen Kernkapitals und des Ergänzungskapitals erfolgt ge-
sondert auf unserer Website www.wuestenrot.at 
 

3.3.4. Gesonderte Offenlegung (Art und Beträge) – Art. 437 (1) lit d 
 
Die gesonderte Offenlegung nach Art. 437 (1) betreffend alle nach Art. 32-35 ange-
wandten Korrekturposten, alle nach Artikel 36, 56 und 66 vorgenommenen Abzüge 
und die nicht im Einklang mit den Artikeln 47, 48, 56, 66 und 79 abgezogenen Posten 
sind im Detail in Pkt. 3.3.1 beschrieben. 
 

3.3.5. Beschreibung sämtlicher Beschränkungen bezüglich Berechnung 
der Eigenmittel – Art. 437 (1) lit e 

 
Eine detaillierte Aufstellung der Eigenkapitalelemente ist dem Anhang Kapitel 3 zu 
entnehmen. 
 

 

 

http://www.wuestenrot.at/
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3.3.6. Darstellung der zusätzlichen Eigenmittelanforderung und der 
Eigenkapitalkoeffizienten im Finanzkonglomerat – Art. 49 (5) 

 
Aufgrund der Anwendung des Instituts der Methode 1 des Anhangs I der Richtlinie 
2002/87/EG wird gem. Art. 49 (5) die Offenlegung der zusätzlichen Eigenmittelanfor-
derung und der Eigenkapitalkoeffizienten des Finanzkonglomerates wie folgt darge-
stellt: 
 

 
  

Eigenmittelausstattung im Finanzkonglomerat TEUR

Anrechenbare Eigenmittel 1.383.634

Erforderliche Eigenmittel 816.868

Überdeckung 566.767

Eigenmitteldeckungsgrad (100%) 169%
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3.4. Eigenmittelanforderungen – Art. 438 

3.4.1. Zusammenfassung Ansatz – Art. 438 lit a 
 
Die Bewertung der Risiken erfolgt in der KI-Gruppe zunächst unter Berücksichtigung 
der GuV-Steuerung. Parallel dazu wird eine Betrachtung der Risiken auch aus bar-
wertiger Sicht im Rahmen der sogenannten Risikotragfähigkeitsrechnung durchge-
führt.  
 
Die BWAG als übergeordnetes EWR-Mutterkreditinstitut einer KI-Gruppe führt die 
barwertige Risikotragfähigkeitsrechnung auf Ebene der KI-Gruppe der Wüstenrot und 
auf Ebene des Finanzkonglomerates (einschließlich der Versicherungsgruppe) durch. 
Dadurch wird den Vorgaben aus § 39 a BWG (Verpflichtung zur Umsetzung des I-
CAAP in der KI-Gruppe) entsprochen (siehe auch Punkt 3.2.1.2.). 
 

3.4.2. Quantifizierung der gewichteten Forderungsklassen –  
Art. 438 lit c, e - f  

 

  

Risikoposit ionsklassen Eigenmittelanforderung

Risikpositionen gegenüber Zentralstaaten oder Zentralbanken 0

Risikopositionen gegenüber regionalen oder lokalen Gebietskörperschaften 1

Risikopositionen gegenüber öffentlichen Stellen 367

Risikopositionen gegenüber multilateralen Entwicklungsbanken 0

Risikopositionen gegenüber internationalen Organisationen 0

Risikopositionen gegenüber Instituten 13.695

Risikopositionen gegenüber Unternehmen 17.141

Risikopositionen aus dem Mengengeschäft 47.300

durch Immobilien besicherte Risikopositionen 119.245

ausgefallene Risikopositionen 3.079

mit besonders hohen Risiken verbundene Risikopositionen 0

Risikopositionen in Form von gedeckten Schuldverschreibungen 368

Positionen, die Verbriefungspositionen darstellen 0

Risikopositionen geg. Instituten und Unternehmen mit kurzfr. Bonitätsbeurteilung 0

Risikoposition in Form von Anteilen an Organismen für Gemeinsame Anlagen (OGA) 16.700

Sonstige Posten 15.165

Beteiligungsrisikopositionen 38.032

Eigenmittelerfordernis Kreditrisiko 271.094

Eigenmittelerfordernis für operationelle Risiken 26.010

Eigenmittelerfordernis für das Risiko einer Anpassung der Kreditbewertung 1.158

Eigenmittelerfordernis für Fremdwährungsrisiko 2.304

Eigenmittelerfordernis gesamt 300.567
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3.5. Gegenparteiausfallrisiko – Art. 439 
 
Für die eingegangenen Kontrahentenrisiken (wie auch für die Emittentenrisiken) wer-
den Kreditlimite auf Basis der Einzelkontrahenten sowie in aggregierter Sicht ange-
setzt.  
 

3.5.1. Risikomanagement – Art. 439 lit a 
 
Die Limitierung des Kontrahentenausfallrisikos erfolgt für die interne Risikobemes-
sung und Risikosteuerung auf Basis der Marktbewertungsmethode gem. Artikel 274 
CRR.  
 
In der Risikotragfähigkeitsrechnung wird das Kontrahentenausfallrisiko durch das 
Credit-Spread-Risiko abgebildet, der Ansatz basiert auf einer Monte-Carlo Simulation 
(siehe dazu ergänzend auch die Ausführungen im Abschnitt 3.2.). 
 

3.5.2. Vorschriften zur Absicherung der Besicherungen (+ Bildung Re-
serven) – Art. 439 lit b 

 
Für die von der BWAG herangezogenen Sicherungsgeschäfte zur Begrenzung der 
mit den Kundengeschäften bzw. Veranlagungen verbundenen Zinsrisiken (Zins-
swaps) wird gegebenenfalls Cash-Collateral vom jeweiligen Derivate-Kontrahenten 
gegeben und mit marktüblichen Nachschussvereinbarungen abgesichert.  
 
Da die BWAG kein Handelsbuch führt, sind die ausschließlich für Handelsbuch-
Positionen vorgesehenen Vorschriften zur Bildung von Kreditreserven nicht anwend-
bar. 
 
Dies gilt in gleicher Weise auch für die KI-Gruppe mit der BWAG als EWR-
Mutterkreditinstitut mit Sitz im Inland. 
 

3.5.3. Vorschriften über Korrelationsrisiken – Art. 439 lit c 
 
Da die Bausparkasse Wüstenrot AG keine Bewilligung für ein internes Modell zur 
Bestimmung des Forderungswertes von Derivaten beantragt hat, ist die Offenlegung 
der Vorschriften über Korrelationsrisiken nicht anwendbar. 
 

Dies gilt in gleicher Weise auch für die KI-Gruppe mit der BWAG als EWR-
Mutterkreditinstitut mit Sitz im Inland. 
 

3.5.4. Auswirkung einer Herabsetzung der Bonität auf den  
Besicherungsbetrag – Art. 439 lit d 

 
Da die zugrundeliegenden Besicherungsverträge keine bonitätsabhängigen, automa-
tischen Nachschussverpflichtungen enthalten, ist die Offenlegung der Ratingverän-
derungs-Auswirkungen auf den Besicherungsbetrag nicht anwendbar. 
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Dies gilt in gleicher Weise auch für die KI-Gruppe mit der BWAG als EWR-
Mutterkreditinstitut mit Sitz im Inland. 
 

3.5.5. Forderungswerte von Derivaten – Art. 439 lit e-i 
 

3.5.5.1. Positiver Brutto-Zeitwert von Verträgen, positive Nettingauswirkungen, 
saldierte aktuelle Ausfallrisikoposition, gehaltene Sicherheiten und Net-
toausfallrisikoposition bei Derivaten – Art. 439 lit e - h 

 
Die Forderungswerte von mit Kontrahentenrisiko behafteten Geschäften setzen sich 
wie folgt zusammen: 
 

 
 
Das gesamte gesicherte Volumen betrifft die Absicherung und Steuerung der Zins- 
und Kreditrisiken der Aktiv- und Passivseite. 
 
Die Ermittlung des regulatorischen Eigenmittelerfordernisses für Derivate erfolgte 
nach der Marktbewertungsmethode gem. Art. 274.  
 
Der Forderungswert bei Zinssatzderivaten beträgt zum 31.12.2017 in Summe 16.649 
TEUR. 
 
Bei derivativen Sicherungsgeschäften handelt es sich ausschließlich um erworbene 
Besicherungen. 
  

Derivate aus Sicherungsgeschäften TEUR

Gesichertes Volumen (Nominalbetrag)

positiver 

Marktwert negativer Marktwert

Zinsswaps (Hedge) 605.549 6.801 -9.675

Darlehenscap 800.000 28 0

Nominalbetrag

Wertpapierverleihgeschäfte 0

Reverse Repo 0
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3.6. Kapitalpuffer – Art. 440 
 
Seit dem 01.01.2016 ist die Einhaltung gesetzlicher Kapitalpuffer für alle Banken 
verbindlich. 
Der antizyklische Kapitalpuffer gem. Art. 440 CRR stellt sich wie folgt dar: 
 

 
 

 

 

 

3.7. Kreditrisikoanpassungen – Art. 442 
 

3.7.1. Definitionen gem. Art. 442 lit a (für Rechnungslegungszwecke die 
Definitionen „überfällig“ und „notleidend“) 

 
Überfällige Forderungen: 
Die Definition für überfällige Forderungen legt fest, dass eine wesentliche Verbind-
lichkeit des Schuldners gegenüber dem Kreditinstitut mehr als 90 Tage durchgehend 
im Verzug ist, wobei diese Frist mit dem ersten Tag zu laufen beginnt, an dem der 
Schuldner Raten und/oder Zinsen nicht gezahlt, ein zugesagtes Limit überschritten 
oder einen nicht genehmigten Rahmen in Anspruch genommen hat. 
 
notleidende Forderungen: 
Eine Forderung gilt dann als notleidend, wenn nach vernünftiger kaufmännischer Be-
urteilung die Einbringlichkeit zweifelhaft ist. Eine für Zwecke der Rechnungslegung 
abgegrenzte Definition von „notleidend“ wird  nicht verwendet. 
 

3.7.2. Beschreibung von Ansätzen und Methoden zur Bestimmung von 
spezifischen und allgemeinen Kreditrisikoanpassungen –  
Art. 442 lit b 

 
Für das Kreditrisiko werden entsprechend dem kaufmännischen Vorsichtsprinzip 
Vorsorgen und Rückstellungen in ausreichendem Umfang gebildet. 
Die Ermittlung von Wertberichtigungen im Retail- bzw. Großkundengeschäft erfolgt 
als Einzelfallbetrachtung. Dazu wird ein Kategorisierungsmodell verwendet, mit des-
sen Hilfe zunächst Zahlungsrückstände offener Forderungen festgestellt werden.  
 

Land

länderspezif ischer 

antizyklischer 

Kapitalpuffer

wesentliche 

Kreditrisikoposit ionen

institusindividueller 

antizyklischer 

Kapitalpuffer

Kapitalpuffer-

anforderung

CZ 0,50% 5.769

IS 1,25% 5

NO 2,00% 436

SE 2,00% 1.138

SK 0,50% 183.745

Summe 191.093

GESAMT 191.093 0,03% 1.145
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Die Höhe der zu bildenden Wertberichtigungen orientiert sich dann am aushaftenden 
Betrag unter Berücksichtigung vorhandener Sicherheiten. Dabei werden Betrei-
bungskosten sowie Mindererlöse bei der Sicherheitenverwertung mitberücksichtigt. 
Uneinbringliche Forderungen werden direkt abgeschrieben, Eingänge aus abge-
schriebenen Forderungen werden erfolgswirksam verbucht. Der Gesamtbetrag der 
Risikovorsorgen wird auf der Aktivseite der Bilanz saldiert ausgewiesen. 
 

3.7.3. Gesamt- und Durchschnittsbetrag der Risikopositionen –  
Art. 442 lit c 

 

 
 

3.7.4. Gesamtbetrag der Risikopositionen nach geographischer  
Verteilung – Art. 442 lit d 

 

 
 
 

Gesamt- und Durchschnittsbetrag der Risikopositionen

nach Risikoposit ionsklassen Gesamtbetrag Ø-Betrag

Risikpositionen gegenüber Zentralstaaten oder Zentralbanken 383.210 356.233

Risikopositionen gegenüber regionalen oder lokalen Gebietskörperschaften 852 894

Risikopositionen gegenüber öffentlichen Stellen 1.836 1.837

Risikopositionen gegenüber multilateralen Entwicklungsbanken 38.606 38.381

Risikopositionen gegenüber internationalen Organisationen 22.007 22.164

Risikopositionen gegenüber Instituten 520.255 487.364

Risikopositionen gegenüber Unternehmen 259.687 286.088

Risikopositionen aus dem Mengengeschäft 1.153.557 1.151.569

durch Immobilien besicherte Risikopositionen 4.375.525 4.300.024

ausgefallene Risikopositionen 57.556 59.645

mit besonders hohen Risiken verbundene Risikopositionen 0 0

Risikopositionen in Form von gedeckten Schuldverschreibungen 31.996 34.331

Positionen, die Verbriefungspositionen darstellen 0 0

Risikopositionen geg. Instituten und Unternehmen mit kurzfr. Bonitätsbeurteilung 0 0

Risikoposition in Form von Anteilen an Organismen für Gemeinsame Anlagen (OGA) 208.751 180.349

Sonstige Posten 175.391 154.384

Beteiligungsrisikopositionen 461.237 463.115

7.690.465 7.536.376

Risikoposit ionsklassen Österreich Westeuropa CEE andere Länder

Risikpositionen gegenüber Zentralstaaten oder Zentralbanken 144.918 46.803 191.488 0

Risikopositionen gegenüber regionalen oder lokalen Gebietskörperschaften 568 264 19 0

Risikopositionen gegenüber öffentlichen Stellen 0 0 1.836 0

Risikopositionen gegenüber multilateralen Entwicklungsbanken 0 0 0 38.606

Risikopositionen gegenüber internationalen Organisationen 0 0 0 22.007

Risikopositionen gegenüber Instituten 194.301 100.528 9.181 216.245

Risikopositionen gegenüber Unternehmen 152.477 36.559 35.910 34.741

Risikopositionen aus dem Mengengeschäft 912.054 1.916 239.405 181

durch Immobilien besicherte Risikopositionen 4.165.971 10.934 198.265 354

ausgefallene Risikopositionen 37.399 672 19.485 0

mit besonders hohen Risiken verbundene Risikopositionen 0 0 0 0

Risikopositionen in Form von gedeckten Schuldverschreibungen 7.537 19.467 4.992 0

Positionen, die Verbriefungspositionen darstellen 0 0 0 0

Risikopositionen geg. Instituten und Unternehmen mit kurzfr. Bonitätsbeurteilung 0 0 0 0

Risikoposition in Form von Anteilen an Organismen für Gemeinsame Anlagen (OGA) 208.751 0 0 0

Sonstige Posten 144.701 1.132 29.558 0

Beteiligungsrisikopositionen 446.619 4.957 9.662 0

6.415.297 223.232 739.801 312.136
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3.7.5. Gesamtbetrag der Risikopositionen nach Wirtschaftszweigen (inkl. 
Angaben der Risikopositionen gegenüber) – Art. 442 lit e 

 
Die Tätigkeit der Bausparkasse Wüstenrot AG sowie ihrer Tochtergesellschaften in 
Kroatien und der Slowakei bezieht sich im Wesentlichen auf die Hereinnahme von 
Bauspareinlagen und die Gewährung von Bauspardarlehen sowie auf die Veranla-
gung von Überhängen der Bauspareinlagen über die Bauspardarlehen nach den 
Bestimmungen der jeweiligen nationalen Gesetze. 
 
Die Bauspardarlehen dienen wohnungswirtschaftlichen Maßnahmen. Dazu zählen 
Schaffung, Erhaltung und Verbesserung von privatem Wohnraum. 
 

 
 

 

3.7.6. Verteilung der Risikopositionen nach Restlaufzeit – Art. 442 lit f 
 

 
 
 
 

Risikoposit ionsklassen

Kundengeschäft Veranlagungsgeschäft 

und sonstige

Risikpositionen gegenüber Zentralstaaten oder Zentralbanken 0 383.210

Risikopositionen gegenüber regionalen oder lokalen Gebietskörperschaften 0 852

Risikopositionen gegenüber öffentlichen Stellen 1.836 0

Risikopositionen gegenüber multilateralen Entwicklungsbanken 0 38.606

Risikopositionen gegenüber internationalen Organisationen 0 22.007

Risikopositionen gegenüber Instituten 0 520.255

Risikopositionen gegenüber Unternehmen 110.867 148.820

davon: KMU 110.867 0

Risikopositionen aus dem Mengengeschäft 1.153.557 0

davon: KMU 213 0

durch Immobilien besicherte Risikopositionen 4.375.525 0

davon: KMU 255.784 0

ausgefallene Risikopositionen 57.556 0

mit besonders hohen Risiken verbundene Risikopositionen 0 0

Risikopositionen in Form von gedeckten Schuldverschreibungen 0 31.996

Positionen, die Verbriefungspositionen darstellen 0 0

Risikopositionen geg. Instituten und Unternehmen mit kurzfr. Bonitätsbeurteilung 0 0

Risikoposition in Form von Anteilen an Organismen für Gemeinsame Anlagen (OGA) 0 208.751

Sonstige Posten 0 175.391

Beteiligungsrisikopositionen 0 461.237

5.699.340 1.991.125

Laufzeitbänder

Forderungen 

gegenüber 

Kreditinstituten

Forderungen 

gegenüber 

Nichtbanken

 bis 1 J 185.885 563.818

> 1 J - 2 J 94.875 315.874

> 2 J 169.907 5.206.749

nicht zuzuordnen 15.645 1.137.713

466.312 7.224.153
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3.7.7. Aufschlüsselung nach wesentlichen Wirtschaftszweigen/Arten von 
Gegenparteien 

 

3.7.7.1. Spezifische und allgemeine Kreditrisikoanpassungen – Art. 442 lit g) ii 
 
Die Darstellung der ausfallgefährdeten Forderungen, Wertberichtigungen und Rück-
stellungen sowie der Nettoaufwendungen dafür gegliedert nach wesentlichen Wirt-
schaftszweigen bzw. Geschäftsfeldern, ist aus folgender Tabelle ersichtlich: 
 

 
 

3.7.7.2. Aufwendungen für spezifische und allgemeine Kreditrisikoanpassun-
gen während des Berichtszeitraums – Art. 442 lit g) iii 

 

 
 

3.7.8. Höhe der notleidenden und überfälligen Risikopositionen nach  
geografischen Gebieten – Art. 442 lit h 

 

 
 

3.7.9. Getrennt dargestellte Abstimmung von Änderungen der spezifi-
schen und allgemeinen Kreditrisikoanpassungen – Art. 442 lit i 

 
Die Bausparkasse Wüstenrot AG nimmt spezifische Kreditrisikoanpassungen in Form 
von Einzelwertberichtigungen (Einzel-WB) und Pauschalwertberichtigungen (pau-
schal-WB) vor. Allgemeine Kreditrisikoanpassungen finden keine Anwendung. 
 

 
 

 

Kundengeschäft
Veranlagungsgeschäft 

und sonstige

ausfallgefährdete/überfällige Forderungen 49.862 0

Wertberichtigungen und Rückstellungen 23.841 482

Nettoaufwendungen für WB und Rückstellungen -4.066 -19.829 

Direkt in die Gewinn- und Verlustrechnung übern. Einzel-WB/Wertaufholung:

Wertberichtigungen 51.454

Wertaufholungen 27.560

Wirtschaftszweig Österreich Westeuropa CEE andere Länder

Kundengeschäft 32.020 0 17.842 0

Veranlagungsgeschäft 0 0 0 0

32.020 0 17.842 0

Entwicklung Wertberichtigungen Einzel-WB pauschal-WB Gesamt

Anfangsbestand 22.030 2.089 24.119

Verbrauch -3.843 0 -3.843 

Auflösung -9.650 -161 -9.811 

Neubildung 13.859 0 13.859

Endbestand 22.396 1.928 24.324
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3.8. Unbelastete Vermögenswerte – Art. 443 
 
Vermögenswerte 
 
 

 
 
 
 
Erhaltene Sicherheiten 
 
 

 
 
 
 
Belastete Vermögenswerte / erhaltene Sicherheiten und damit verbundene Verbind-
lichkeiten 
 
 

 
 
 
  

Vermögenswerte des berichtenden Instituts 238.160 7.052.338

Aktieninstrumente 0 0 510.621 507.691

Schuldtitel 6.632 6.632 897.262 943.503

Sonstige Vermögenswerte 0 394.380

Beizulegender 

Zeitwert der 

unbelasteten 

Vermögenswerte

Buchwert der 

belasteten 

Vermögenswerte

Beizulegender 

Zeitwert der 

belasteten 

Vermögenswerte

Buchwert der 

unbelasteten 

Vermögenswerte

Vom berichtenden Institut erhaltene Sicherheiten 0 1.232.857

Aktieninstrumente 0 0

Schuldtitel 0 0

Sonstige erhaltene Sicherheiten 0 0

Andere ausgegebene eigene Schuldtitel als eigene 

Pfandbriefe oder ABS
0 0

unbelasteter Beizulegender 

Zeitwert der erhaltenen 

Sicherheiten bzw. 

ausgegebenen eigenen 

Schuldtitel, die zur Belastung 

infrage kommen

Beizulegender Zeitwert der 

belasteten erhaltenen 

Sicherheiten bzw. ausgegebenen 

eigenen Schuldtitel

Buchwert ausgewählter Verbindlichkeiten 8.443 8.443

Deckung der Verbindlichkeiten, 

Eventualverbind-lichkeiten oder 

ausgeliehenen Wertpapiere

Vermögenswerte, erhaltene 

Sicherheiten und andere 

ausgegebene eigene Schuldtitel als 

belastete Pfandbriefe und ABS
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3.9. Inanspruchnahme von ECAI – Art. 444 
 
Der Begriff ECAI (External Credit Assessment Institution) bezeichnet eine EU-
zugelassene und zertifizierte Ratingagentur oder Zentralbank, die Bonitätsbeurtei-
lungen abgibt. 
 
Im Geschäftsjahr 2017 wurden für sämtliche Wertpapiere im Anlage- und Umlauf-
vermögen und für Forderungen gegenüber Kreditinstituten die folgenden ECAIs in 
Anspruch genommen: 
 
 Standard & Poor’s 
 Moody’s 
 Fitch 
 Scope 
 
Während die ECAIs Standard & Poor’s und Fitch im Geschäftsjahr 2017 durchge-
hend herangezogen wurden, wurde die ECAI Moody’s durch die ECAI Scope aus 
Kosten- und Prozessgründen ersetzt. 
  
Das Verfahren zur Übertragung von Emittenten- und Emissionsratings auf Posten, 
die nicht Teil des Handelsbuches sind, entspricht den Vorgaben des Titel II, Kapitel 
2, Abschnitt 2 ‚Risikogewichte‘ der CRR. Die Bank hält sich an die von der EBA ver-
öffentlichte Standardzuordnung.  
 
Darstellung der Risikopositionswerte und der Risikopositionswerte nach Kreditrisi-
kominderung, die den einzelnen Bonitätsstufen der CRR (Teil 3, Titel II, Kapitel 2) 
zugeordnet werden, sowie der von den Eigenmitteln abgezogenen Werte: 
 

 
 
Aufgrund kreditrisikomindernder Techniken mit finanziellen Sicherheiten fließen Posi-
tionswerte in das Risikogewicht mit 0%, wodurch der Positionswert nach Kreditrisi-
kominderung höher ist als der Forderungswert nach Kreditrisikominderung. 
  

Risikogewicht in %
Posit ionswerte vor 

Kreditrisikominderung

Posit ionswerte nach 

Kreditrisikominderung

0 470.558 712.712

10 18.016 18.016

20 321.625 321.607

35 4.364.070 4.306.766

50 294.250 294.250

75 1.153.557 793.443

100 1.024.051 997.074

150 5.182 4.228

250 39.156 39.156

Sonstige 0 0

7.690.465 7.487.250
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3.10. Marktrisiko – Art. 445 
 
Die Eigenmittelanforderungen aus dem Gesamtrisikobetrag der Risikopositionen für 
Fremdwährungsrisiko betragen TEUR 2.304. Darüber hinaus sind keine weiteren 
Eigenmittelanforderungen für das Marktrisiko zu berücksichtigen. 
 

 

 

3.11. Operationelles Risiko – Art 446 
 
Unter operationellem Risiko wird allgemein die Gefahr verstanden, durch Unange-
messenheit oder Versagen von Menschen, internen Verfahren (einschließlich Risi-
komessmethoden - methodisches Modellrisiko), Systemen, Technik oder durch ex-
terne Einflüsse einschließlich Rechtsrisiken, Wertminderungen von Vermögensge-
genständen oder Werterhöhungen von Verbindlichkeiten zu erleiden. Ursache für die 
Entstehung des operationellen Risikos ist die Unsicherheit über die Qualität und 
Quantität von Erfahrung, Wissen, Systemen bzw. Technik und Umwelt. 
  
Das operationelle Risiko wirkt sowohl auf den Ertrag als auch auf die Substanz. Das 
operationelle Risiko wird in der KI-Gruppe aufgrund der Komplexität des Bauspar- 
bzw. Bankgeschäftes im Allgemeinen und insbesondere des relativ hohen Grads an 
Automatisierung und Technisierung als wesentliches Risiko eingestuft.  
 
Die regulatorischen Eigenmittelanforderungen für das operationelle Risiko werden 
nach dem Basisindikatoransatz gemäß Art. 315 CRR bewertet.  
 

 

 

3.12. Risiko aus nicht im Handelsbuch enthaltenen Beteiligungspo-
sitionen – Art. 447 

 
Das Hauptanliegen der KI-Gruppe ist die Förderung des Bauspargeschäftes in Öster-
reich und CEE. Die wesentlichen Beteiligungen werden aus strategischer Sicht ge-
halten und sind in der Tabelle unter Punkt 3.12.2. ersichtlich. 
 

3.12.1. Gründe für Beteiligungspositionen sowie angewandte  
 Rechnungslegungstechniken und Bewertungsmethoden  
  – Art. 447 lit a 

 
Die Bewertung der Beteiligungen erfolgt nach den entsprechenden Bestimmungen 
des Unternehmensgesetzbuches in Verbindung mit den Bestimmungen des Bankwe-
sengesetzes. Die Beteiligungen werden zu Anschaffungskosten bewertet, sofern 
nicht durch nachhaltige Verluste dauernde Wertminderungen eingetreten sind, die 
eine Abwertung erforderlich machen. 
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3.12.2. Bilanzwerte der wesentlichen Beteiligungspositionen 
 – Art. 447 lit b – d 

 

 
 

3.12.3. Summe nicht realisierter Gewinne/Verluste, Summe latenter 
 Neubewertungsgewinne/-verluste, alle ins harte Kernkapital 
 einbezogene Beträge dieser Art (aus Beteiligungspositionen) 
 – Art. 447 lit e 

 
Für die Beteiligungen bestehen keine wesentlichen Unterschiede der Buchwerte zu 
den Zeitwerten. 
 

3.13. Zinsrisiko aus nicht im Handelsbuch enthaltenen Positionen 
 – Art. 448 

 

3.13.1. Art des Zinsrisikos und wichtigste Annahmen, sowie  
 Häufigkeit der Messung – Art. 448 lit a 

 

3.13.1.1. Art des Zinsrisikos 
 
Unter Zugrundelegung der Gesamtbankbilanz wird auf Basis der modifizierten Dura-
tion, als Maßzahl der positionsspezifischen Zinssensitivität, monatlich eine Durati-
onsbilanz erstellt. In diese aggregierte Darstellung werden gemäß EBA/GL/2015/08 
alle zinssensitiven bzw. zinsbindungsgesteuerten Aktiv- und Passivposten des Bank-
buches (Kundengeschäft und gesamtes Veranlagungsportfolio) sowie alle zinssensi-
tiven, außerbilanzmäßigen Finanzgeschäfte unter Berücksichtigung der Risiken  
 

 in Bezug auf Inkongruenzen zwischen Laufzeit und Zinsanpassung von Aktiva 
und Verbindlichkeiten sowie außerbilanzielle kurz- und langfristige Positionen 
(Zinsanpassungsrisiko), 

 abgeleitet aus Änderungen der Steigung und der Form der Zinsstrukturkurve 
(Zinsstrukturkurvenrisiko), 

 hinsichtlich der Absicherung eines Zinsänderungsrisikos durch eine Risikopo-
sition, die unter leicht unterschiedlichen Konditionen neu bewertet wird (Basis-
risiko) und 

 betreffend Optionen, einschließlich eingebetteten Optionen (Optionsrisiko) 

Beteiligungsposit ionen Buchwerte Börsenotierung

Wüstenrot Versicherungs-AG 337.314 nein

Unicredit, SpA 6.393 ja

Wüstenrot stavebna sporitelna a.s., Bratislava 26.965 nein

Fundamenta Lakaskassza AG, Budapest 9.251 nein

Wüstenrot stambena stedionica d.d., Zagreb 5.526 nein

Einlagensicherung der Banken und Bankiers GmbH 10 nein
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integriert, einer umfassenden Analyse unterzogen und in die interne Berichterstat-
tung aufgenommen.  
 
Die Durationsbilanz ist eine in dreizehn Standard-Durationszonen gegliederte, 
marktwertige Gegenüberstellung sämtlicher zinssensitiver bzw. zinsbindungsgesteu-
erter Aktiva und Passiva. Ziel ist die fortlaufende (zumindest monatliche) Überwa-
chung der Geschäfte, um barwertige Verluste aus Zinsänderungsrisiken zu vermei-
den oder sie auf ein ökonomisch sinnvolles Maß zu begrenzen, die für die Risi-
komessung erforderlichen Informationen bereitzustellen, sowie Umfang, Struktur und 
zeitliche Entwicklung des gesamten Zinsgeschäftes transparent darzustellen. Rest-
laufzeiten, Zinsanpassungs- und Kündigungsmöglichkeiten sind dabei so integriert, 
dass sich ein adäquates Bild der tatsächlichen Risikosituation ergibt. 
 

3.13.1.2. Schlüsselannahmen 
 
Zur Bestimmung der verhaltensabhängigen Cashflows wird eine multivariate, lineare 
Regressionsanalyse verwendet. Dabei wird das Kundenverhalten hinsichtlich vorzei-
tiger Rückzahlungen bzw. Tilgungen im Darlehenssegment sowie die Ein- und Aus-
zahlungen vor und nach Bindefrist von Ansparprodukten ermittelt. Die Aktualisierung 
dieser Quoten erfolgt jährlich.  
 
Dadurch wird gewährleistet, dass diesbezügliche Änderungen des Kundenverhaltens 
korrekt in die Berechnung des Zinsrisikos der Gesamtbank einfließen.  
Zur Bestimmung des Verhaltens von Einlagen mit unbestimmter Laufzeit erfolgt die 
Modellierung der Kapitalablauffiktionen anhand eines stochastischen Verfahrens. Als 
Ergebnis liefert das Analyseverfahren eine Kapitalablauffiktion für jede Produktklasse 
inkl. eines definierten Bodensatzanteils auf Basis des historisch beobachteten Ver-
haltens.  
 

3.13.2. Auf- und Abwärtsschocks – Art. 448 lit b 
 
Die Anwendung des standardisierten Zinsschocks gemäß Basel III iHv. 200 Basis-
punkten führte per 31.12.2017 zu folgenden barwertigen Effekten: 
 

 
  

Standard-Verfahren Internes Verfahren

BWAG 0,84% 1,22%

WBAK 6,72% -

WSSB 10,34% -

KI-Gruppe 3,70% 1,21%

Unternehmens-Ebene
∆ Barwert in % der anrechenbaren Eigenmittel
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3.14. Vergütungspolitik – Art. 450 
 
In der KI-Gruppe der Wüstenrot werden die Bestimmungen der Anlagen zu § 39b 
BWG bei folgenden Mitarbeiterkategorien in angemessener Weise angewendet: 
 

a) Vorstandsmitglieder 
b) Management Board Mitglieder 
c) Aufsichtsratsmitglieder  
d) Bereichsleiter 
e) Abteilungsleiter (Corporate Audit (WVAG & VI Gruppe), Compliance & Geldwä-

sche BWAG & Gruppe, Recht)  
f) Mitarbeiter des Bereiches Treasury und Investment Management 

 

3.14.1. Vergütungsausschuss der Bausparkasse Wüstenrot AG – 
Art. 450 (1) lit a 

 
Vom Aufsichtsrat der Bausparkasse Wüstenrot AG wurde ein Vergütungsausschuss 
eingerichtet. Der Vorsitzende des Aufsichtsrates ist gleichzeitig auch der Vorsitzende 
des Vergütungsausschusses. 
 
Der Vergütungsausschuss setzt sich aus drei Mitgliedern des Aufsichtsrates und ei-
nem Mitglied aus dem Kreis der Arbeitnehmervertreter zusammen. Zumindest eine 
Person verfügt über Fachkenntnis und praktische Erfahrung im Bereich der Vergü-
tungspolitik und kann dadurch als Vergütungsexperte bezeichnet werden. Der Vergü-
tungsausschuss der Bausparkasse Wüstenrot AG hält zumindest eine Sitzung im 
Jahr ab. 
 
Zu den Aufgaben des Vergütungsausschusses gehören die Vorbereitung von Be-
schlüssen zum Thema Vergütung, einschließlich solcher, die sich auf Risiko und Ri-
sikomanagement des betreffenden Kreditinstitutes auswirken und vom Aufsichtsrat 
oder dem sonst nach Gesetz oder Satzung zuständigen Aufsichtsorgan zu fassen 
sind, sowie die Überwachung der Vergütungspolitik, der Vergütungspraktiken und 
der vergütungsbezogenen Anreizstrukturen, jeweils im Zusammenhang mit der Steu-
erung, Überwachung und Begrenzung von Risiken gemäß § 39 Abs. 2b Z 1 bis 10 
BWG, der Eigenmittelausstattung und Liquidität, wobei auch die langfristigen Interes-
sen von Aktionären, Investoren und Mitarbeitern des Kreditinstitutes sowie das 
volkswirtschaftliche Interesse an einem funktionsfähigen Bankwesen und an der Fi-
nanzmarktstabilität zu berücksichtigen sind. 
 
Die Leitlinien für die Vergütungspolitik werden vom Vergütungsausschuss bestimmt. 
Zu diesem Zweck werden diese Richtlinien der Vergütungspolitik jährlich geprüft und 
deren Umsetzung überwacht. 
 
Der Vergütungsausschuss vereinbart jährlich im Rahmen der Zielvereinbarungsge-
spräche mit den Vorstandsmitgliedern individuelle Ziele und legt die Höhe des Bi-
lanzgeldes und der Gesamtvergütung für jedes einzelne Vorstandsmitglied fest. Die-
se Vereinbarungen werden vom Vergütungsausschuss evident gehalten und zur 
Feststellung der Zielerreichung herangezogen. Der Vergütungsausschuss entschei-
det über die Zielerreichung und die entsprechende Höhe des Bilanzgeldes der Vor-
standsmitglieder. 
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3.14.2. Angaben zur Verknüpfung von Vergütung und Erfolg sowie 
Gestaltungsmerkmale des Vergütungssystems –  
Art. 450 (1) lit b - c 

 
Die Gestaltungsmerkmale der Vergütungspolitik sind in der jeweils aktuellen Fassung 
der Vergütungsrichtlinie festgelegt. Die Vergütungspolitik steht mit dem Geschäfts-
modell, dem spezifischen Risikoprofil und den langfristigen Interessen bzw. Zielen 
des Unternehmens im Einklang. 
 
Aufgrund des risikoarmen Geschäftsmodells in Verbindung mit einem wirksamen Ri-
sikomanagement und unter Beachtung der Höhe der gewählten Prämien werden die 
Grundsätze der Ziffer 12 der Anlage zu § 39b BWG für alle Bereichs- und Abteilungs-
leiter sowie Mitarbeiter aus dem Bereich Treasury und Investment Management – 
nicht jedoch für die Vorstandsmitglieder – neutralisiert. 
 
Dem Geschäftsmodell einer Bausparkasse wird zusätzlich durch die Bestimmungen 
des Einkommensteuergesetzes, des Bausparkassengesetzes sowie der damit ver-
bundenen Verordnungen ein rechtlicher Rahmen gegeben. 
 
Um Risikoübernahmen durch einzelne Mitarbeiter zu verhindern, sind interne ver-
bindliche Prüfungs- und Genehmigungsprozesse auf Basis des „Vier-Augen-Prinzips“ 
festgelegt worden. 
 
Ein individueller Anreiz, unangemessene Risiken einzugehen oder gesetzliche Best-
immungen zu verletzen, ist aufgrund der strengen Reglementierungen in den Ar-
beitsprozessen und der entsprechenden Zielvereinbarung nicht gegeben. 
 
a) Vorstandsmitglieder: 
Die jährliche Gesamtvergütung der Vorstandsmitglieder enthält feste und variable 
Bestandteile, die in einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen. Die variable 
Vergütung wird im Wesentlichen in Form eines Bilanzgeldes gewährt. 
 
Die Höhe des Gesamtbezuges richtet sich nach dem Verantwortungsbereich und den 
Hauptaufgaben des Ressorts. 
 
Die Ziele der Vorstandsmitglieder werden jährlich individuell vereinbart und beinhal-
ten neben qualitativen und quantitativen Zielaspekten für das entsprechende Vor-
standsressort auch finanzielle Ziele auf Gruppen- und Unternehmensebene. Zu den 
in den Zielen definierten Kennzahlen zählen unter anderem das EGT, die Eigenmit-
telquote, die Risikotragfähigkeit und die Cost Income Ratio. Die Aspekte Nachhaltig-
keit und Risikoadäquanz spielen dabei eine tragende Rolle. 
 
Die Auszahlung des Bilanzgeldes erfolgt in Teilbeträgen. Ein erster Teilbetrag in Hö-
he von 60% des Bilanzgeldes wird mit der auf die Entscheidung des Vergütungsaus-
schusses folgenden Abrechnung ausbezahlt. Die restlichen 40% des Bilanzgeldes 
werden innerhalb eines fünfjährigen Beobachtungszeitraumes zu je einem Fünftel 
unter der Bedingung ausbezahlt, dass für das jeweils vergangene Kalenderjahr eine 
Kernkapitalquote im Finanzkonglomerat in Höhe von mindestens 6% erreicht wurde. 
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b) Management Board Mitglieder: 
Die monetäre Abgeltung für die Tätigkeit des COO und des stellvertretenden CRO 
erfolgt ausschließlich in  Form einer festen Vergütung als Teil des Gesamtbezuges. 
Eine gesonderte variable Vergütung gebührt nicht. 
 
c) Aufsichtsratsmitglieder: 
Für die Erfüllung dieser Aufgaben erhalten Mitglieder des Aufsichtsrates ausschließ-
lich feste Vergütungsbestandteile. Die Höhe dieser festen Vergütung wird von der 
Hauptversammlung festgelegt. 
 
d) Bereichsleiter: 
Der Gesamtbezug der Bereichsleiter besteht im Regelfall aus festen Bezügen. Für 
Bereichsleiter ist keine variable, leistungsabhängige Jahresprämie vorgesehen. 
 
e) Abteilungsleiter: 
Der Gesamtbezug der Abteilungsleiter besteht im Regelfall aus festen Bezügen. 
 
Die Vergütung des Abteilungsleiters Recht sowie des Abteilungsleiters Compliance & 
Geldwäsche BWAG & Gruppe orientiert sich an den jährlich zu treffenden Zielverein-
barungen, die qualitative – jedoch keine quantitativen – Kriterien beinhalten und dem 
Vergütungsausschuss jährlich vorzulegen sind. 
 
Eine Jahresprämie erhalten Abteilungsleiter nach individueller Beurteilung durch den 
jeweils vorgesetzten Bereichsleiter in Abstimmung mit dem jeweiligen Ressortvor-
stand. Die endgültige Entscheidung über die Gewährung und Höhe einer Jahresprä-
mie wird vom Gesamtvorstand getroffen. 
 
Die Prämienhöhe erreicht in keinem Fall einen Anteil von 25% der Gesamtvergütung 
eines Abteilungsleiters. 
 
f) Mitarbeiter des Bereiches Treasury und Investment Management: 
Der Gesamtbezug der Mitarbeiter des Bereiches Treasury und Investment Manage-
ment besteht im Regelfall aus festen Bezügen. 
 
Eine etwaige variable Jahresprämie erhalten Mitarbeiter des Bereiches Treasury und 
Investment Management nach individueller Beurteilung durch den jeweils vorgesetz-
ten Bereichsleiter in Abstimmung mit dem jeweiligen Ressortvorstand. Die endgültige 
Entscheidung über die Gewährung und Höhe einer Jahresprämie wird vom Gesamt-
vorstand getroffen. 
 
Die Prämienhöhe erreicht in keinem Fall einen Anteil von 25% der Gesamtvergütung 
eines Mitarbeiters des Bereiches Treasury und Investment Management. 
 
 

3.14.3. Die gem. Art. 94 Abs. 1 g in RL 2013/36/EU festgelegten Werte 
für das Verhältnis zwischen festen und variablen  
Vergütungsbestandteil – Art. 450 (1) lit d 

 
Die Vergütungspolitik der KI-Gruppe sieht ein angemessenes Verhältnis zwischen 
festen und variablen Vergütungsbestandteilen vor, wobei der Betrag der variablen 
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Vergütungskomponenten bei keiner der Mitarbeiterkategorien den Betrag der festen 
Vergütungskomponente überschreitet.  
 
Die Relation der festen Vergütung zum variablen Entgeltteil sowie die tatsächliche 
Höhe des variablen Entgeltteils waren in den letzten Jahren im Ergebnis schwan-
kend. Variable Vergütungsbestandteile wurden nur bei positivem Ergebnis und 
marktadäquat ausbezahlt. Der Vorgabe der Ziffer 8a der Anlage zu § 39b BWG, wo-
nach das Verhältnis zwischen fester und variabler Komponente der Gesamtvergü-
tung angemessen sein muss, wird in jedem Fall entsprochen, da die jeweiligen vari-
ablen Vergütungskomponenten nicht annähernd die Höhe der festen Vergütungs-
komponenten erreichen. 
 
Die feste Vergütungskomponente wird bei allen Mitarbeitern nach transparenten ein-
heitlichen Kriterien festgelegt. Diese stehen in Einklang mit den nationalen Vorgaben 
sowie den Grundsätzen der Ziffer 6a der Anlage zu § 39b BWG. Die feste Vergütung 
richtet sich zum einen nach der bisherigen einschlägigen Berufserfahrung bei ande-
ren Arbeitgebern und der Dauer der Dienstzugehörigkeit zu einem Unternehmen der 
Wüstenrot Gruppe. Weiters bemisst sich der Festbezug nach einschlägiger Berufs-
ausbildung und relevanten Zusatzqualifikationen. Zum anderen bestimmen die konk-
ret ausgeführte Tätigkeit in der jeweiligen Organisationseinheit und die damit ver-
bundene Verantwortung die Höhe der festen Vergütung. Bei nicht leitenden Ange-
stellten kommt der jeweils gültige Kollektivvertrag bei der Entgeltfindung zur Anwen-
dung. 
 
Bei Festlegung der Höhe der variablen Entgeltteile finden die Aspekte Nachhaltigkeit 
und Risikoadäquanz besondere Beachtung. Entsprechend den jeweiligen Zielverein-
barungen können die Jahreserfolgsprämien ganz oder teilweise gekürzt bzw. nach-
träglich rückgerechnet werden, wenn die Zielerreichung nicht nachhaltig erfolgt ist. 
Die Kriterien für die Höhe der variablen Entgeltbestandteile stehen mit den risikopoli-
tischen Grundsätzen der KI-Gruppe im Einklang.  
 
Die Auszahlung der variablen Vergütung basiert auf der Messung der individuellen 
Zielerreichung und berücksichtigt außerdem die Ergebnisse auf Unternehmens- und 
Organisationsebene. Die vereinbarten Ziele enthalten sowohl erfolgs- als auch risi-

koorientierte Aspekte. 

 

3.14.4. Angaben zu Erfolgskriterien und wichtigste Parameter für 
Systeme – Art. 450 lit e – f 

 
Die zur KI-Gruppe gehörenden Unternehmen der Wüstenrot Gruppe haben keine 
Aktien oder gleichwertige Instrumente an eine der Mitarbeiterkategorien ausgegeben. 
Neben quantitativen Zielaspekten werden auch qualitative Aspekte als Parameter zur 
Beurteilung der variablen Vergütungsbestandteile herangezogen. 
 
Zulagen, die aufgrund der Bestellung in eine Funktion gewährt werden können, sind 
bei den Mitarbeiterkategorien d), e) und f) grundsätzlich möglich. 
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3.14.5. Quantitative Informationen über Vergütungen –  
Art. 450 (1) lit g – h, (2) 

 
Die im Folgenden angeführten Bezüge der einzelnen Mitarbeiterkategorien nach 
Punkt 3.14. enthalten alle Zahlungen mit Ausnahme von Aufwandersätzen, welche in 
der Gehaltsabrechnung erfasst werden.  
 
Unter Abfertigungen werden jene Zahlungen verstanden, die aus Anlass der Beendi-
gung eines Dienstverhältnisses ausbezahlt werden. Besondere Zahlungen zu Beginn 
eines Dienstverhältnisses wie etwa Einstellungsprämien werden generell nicht ge-
währt.  
 
a) Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich wesentlich auf das Risikoprofil des Kre-

ditinstituts auswirkt: 
An diese Mitarbeiterkategorie, die 31 Personen umfasst, wurden Gesamtbezüge in 
Höhe von insgesamt 3.038 TEUR ausbezahlt. In diesem Betrag enthalten sind vari-
able Bezüge in Höhe von 372 TEUR. 
 
b) Geschäftsleitung: 
An diese Mitarbeiterkategorie, die 5 Personen umfasst, wurden Gesamtbezüge in 
Höhe von insgesamt 1.262 TEUR ausbezahlt. In diesem Betrag enthalten sind vari-
able Bezüge in Höhe von 256 TEUR. 
Im Jahr 2017 betrug die ausstehende zurückbehaltene Vergütung (= Bilanzgeld) der 
Vorstandsmitglieder 174 TEUR. Bei den Aussagen zur Höhe der Vergütung von Vor-
standsmitgliedern wird nur auf jene Vorstandsmitglieder eingegangen, die ein Anstel-
lungsverhältnis zur Bausparkasse Wüstenrot AG haben.  
 
c) Mitarbeiter, deren Tätigkeit einen wesentlichen Einfluss auf das Risikopro-

fil des Kreditinstituts hat (ohne Geschäftsleitung): 
An diese Mitarbeiterkategorie, die 26 Personen umfasst, wurden Gesamtbezüge in 
Höhe von insgesamt 1.775 TEUR ausbezahlt. In diesem Betrag enthalten sind vari-
able Bezüge in Höhe von 116 TEUR. 
 

 

Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich wesentlich auf das Risikoprofil des Kreditin-
stituts auswirkt (= inkl. Geschäftsleitung): 

 

Anzahl  31 Personen 

Gesamtbezüge 2017 3.037  TEUR 

Variable Bezüge 2017  372 TEUR 

Anzahl der Mitarbeiter, für die eine variable Vergütung vorgese-
hen ist 

19 Personen 

 

Geschäftsleitung: 
 

Anzahl 5 Personen 

Gesamtbezüge 2017 1.262  TEUR 

Variable Bezüge 2017  256 TEUR 

Ausstehende zurückbehaltene Vergütung 2017 174 TEUR 

Anzahl der Mitarbeiter, für die eine variable Vergütung vorgese-
hen ist 

3 Personen 
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Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich wesentlich auf das Risikoprofil des Kreditin-
stituts auswirkt (= ohne Geschäftsleitung): 

 

Anzahl 26 Personen 

Gesamtbezüge 2017 1.775  TEUR 

Variable Bezüge 2017 116 TEUR 

Anzahl der Mitarbeiter, für die eine variable Vergütung vorgese-
hen ist 

16 Personen 

 

3.14.6. Vergütungen gem. Art. 450 (1) lit i 
 

Kein Mitarbeiter der KI-Gruppe erhält eine Vergütung größer  
1 Mio. EUR. 
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3.15. Verschuldung – Art. 451 
 

3.15.1. Allgemein – Art. 451 (1) lit a-c 
 
Die Leverage Ratio gemäß Teil 7 CRR ist der Quotient aus dem Kernkapital und der 
Gesamtrisikoposition. 
Die Gesamtrisikoposition setzt sich aus den ungewichteten Bilanzaktiva sowie au-
ßerbilanziellen Geschäften (inkl. Derivate) zusammen. 
 
Zum Berichtsstichtag 31.12.2017 beträgt die Leverage Ratio 6,61 %. 
 
Es wird dabei das Wahlrecht aus Artikel 499 Abs. 2 CRR in Anspruch genommen, 
das Kernkapital ausschließlich gemäß Artikel 499 Abs. 1 Buchstabe b CRR unter 
Berücksichtigung der Basel III Übergangsregelungen zu ermitteln. 
 

3.15.2. Summarischer Abstimmung zwischen bilanzierten Aktiva und 
der Risikopositionen für die Verschuldungsquote  
(Tabelle LRSum) 

 

 
 

  

Anzusetzender Wert (TEUR)

1 Summe der Aktiva laut veröffentlichtem Abschluss 6.809.813

2
Anpassung für Unternehmen, die für Rechnungslegungszwecke konsolidiert werden, aber nicht dem 

aufsichtlichen Konsolidierungskreis angehören
0

3

(Anpassung für Treuhandvermögen, das nach dem geltenden Rechnungslegungsrahmen in der Bilanz 

angesetzt wird, aber gemäß Artikel 429 Absatz 13 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 bei der 

Gesamtrisikopositionsmessgröße der Verschuldungsquote unberücksichtigt bleibt)

0

4 Anpassungen für derivative Finanzinstrumente 16.657

5 Anpassungen für Wertpapierfinanzierungsgeschäfte (SFT) 0

6
Anpassung für außerbilanzielle Posten (d.h. Urechnung außerbilanzieller Risikopositionen in 

Kreditäquivalenzbeträge)
360.914

EU-6a
(Anpassung für gruppeninterne Risikopositionen, die gemäß Artikel 429 Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 

575/2013 bei der Gesamtrisikopositionsmessgröße der Verschuldungsquote unberücksichtigt bleibt)
0

EU-6b
(Anpassungen für Risikopositionen, die gemäß Artikel 429 Absatz 14 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 bei der 

Gesamtrisikopositionsmessgröße der Verschuldungsquote unberücksichtigt bleibt)
0

7 Sonstige Anpassungen 480.341

8 Gesamtrisikopostionsmessgröße der Verschuldungsquote 7.667.725

Tabelle LRSum:Summarische Abstimmung zwischen bilanzierten Aktiva und Risikopositionen für die 

Verschuldungsquote
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3.15.3. Einheitliche Offenlegung der Verschuldungsquote  
(Tabelle LRCom) 

 

 
 

  

Tabelle LRCom: Einheitliche Offenlegung der Verschuldungsquote TEUR

Risikopositionen für die 

CRR-Verschuldungsquote

1 Bilanzwirksame Posten (ohne Derivate, SFT und Treuhandvermögen, aber einschließlich Sicherheiten) 7.290.154

2 (Bei der Ermittlung des Kernkapitals abgezogene Aktivbeträge) 0

3
Summe der bilanzwirksamen Risikopositionen (ohne Derivate, SFT und Treuhandvermögen) (Summe der 

Zeilen 1 und 2)
7.290.154

4 Wiederbeschaffungswert aller  Derivatgeschäfte (d. h. ohne anrechenbare, in bar erhaltene Nachschüsse) 6.830

5
Aufschläge für den potenziellen künftigen Wiederbeschaffungswert in Bezug auf alle  Derivatgeschäfte 

(Marktbewertungsmethode)
9.828

EU-5a Risikopositon gemäß Ursprungsrisikomethode

6
Hinzugrechnung des Betrags von im Zusammenhang mit Derivaten gestellten Sicherheiten, die nach dem 

geltenden Rechnungslegungsrahmen von den Bilanzaktiva abgezogen werden
0

7 (Abzüge von Forderungen für in bar geleistete Nachschüsse bei Derivatgeschäften) 0

8 (Ausgeschlossener ZGP-Teil kundengeclearter Handelsrisikopositionen)) 0

9 Angepasster effektiver Nominalwert geschriebener Kreditderivate 0

10
(Aufrechnungen der angepassten effektiven Nominalwerte und Abzüge der Aufschläge für geschriebene 

Kreditderivate)
0

11 Summe der Risikopoitionen aus Derivaten (Summe der Zeilen 4 bis 10) 16.657

12 Brutto-Aktiva aus SFT (ohne Anerkennung von Netting), nach Bereinigung um als Verkauf verbuchte Geschäfte 0

13 (Aufgerechnete Beträge von Barverbindlichkeiten und -forderungen aus Brutto-Aktiva aus SFT) 0

14 Gegenparteiausfallrisikoposition für SFT-Aktiva 0

EU-14a
Abweichende Regelung für SFT: Gegenparteiausfallrisikoposition gemäß Artikel 429b Absatz 4 und Artikel 222 

der Verordnung (EU) Nr. 575/2013
0

15 Risikopositionen aus als Beauftragter getätigten Geschäften 0

EU-15a (Ausgeschlossener ZGP-Teil von kundengeclearten SFT-Risikopositionen) 0

16 Summe der Risikopositionen aus Wertpapierfinanzierungsgeschäften (Summe der Zeilen 12 bis 15a) 0

17 Außerbilanzielle Risikopositionen zum Bruttonominalwert 360.914

18 (Anpassungen für die Umrechnung in Kreditäquivalenzbeträge) 0

19 Sonstige außerbilanzielle Risikopositionen (Summe der Zeilen 17 und 18) 360.914

EU-19a
(Gemäß Artikel 429 Absatz 7 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 nicht einbezogene (bilanzielle und 

außerbilanzielle) gruppeninterne Risikopositionen (Einzelbasis)
0

EU-19b
(Bilanzielle und Außerbilanzielle) Risikopositionen, die nach Artikel 429 Absatz 14 der Verordnung (EU) Nr. 

575/2013 unberücksichtigt bleiben dürfen
0

20 Kernkapital 506.839

21
Gesamtrisikopostionsmessgröße der Verschuldungsquote (Summe der Zeilen 3, 11, 16, 19, EU-19a und EU-

19b)
7.667.725

22 Verschuldungsquote 6,61

EU-23 Gewählte Übergangsregelung für die Definition der Kapitalmessgröße 0

EU-24 Betrag des gemäß Artikel 429 Absatz 11 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ausgebuchter Treuhandpositionen 0

Verschuldungsquote

Gewählte Übergangsregelung und Betrag ausgebuchter Treuhandpositionen

(Bilanzielle und Außerbilanzielle) Risikopositionen, die nach Artikel 429 Absatz 14 der Verordnung (EU) 

Nr. 575/2013 unberücksichtigt bleiben dürfen

Bilanzielle Risikopositionen (ausgenommen Derivate und Wertpapierfinanzierungsgeschäfte (SFT))

Risikopositionen aus Derivaten

Risikopositionen aus Wertpapierfinanzierungsgeschäften (SFT)

Sonstige außerbilanzielle Risikopositionen

Eigenkapital und Gesamtrisikopositionsmessgröße
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3.15.4. Aufgliederung der bilanzwirksamen Risikopositionen  
 (Tabelle LRSpl) 

 

 
 

3.15.5. Beschreibung der Verfahren zur Überwachung des Risikos 
einer übermäßigen Verschuldung – Art. 451 (1) lit d 

 
Dem Risiko einer übermäßigen Verschuldung wird in der Wüstenrot KI-Gruppe durch 
Berücksichtigung der Leverage Ratio im Planungs- und Steuerungsprozess Rech-
nung getragen, wobei diese im Rahmen der Mittelfristplanung in die Bilanzstruktur-
steuerung der Wüstenrot Gruppe eingebettet ist. Im ALM-Komitee werden bei Bedarf 
die identifizierten Steuerungsansätze unter einem umfassenden Blickwinkel disku-
tiert. Das ALM-Komitee unterbreitet dem Gesamtvorstand gegebenenfalls Vorschlä-
ge für konkrete Adaptierungsmaßnahmen. Ein Beschluss erfolgt durch den Gesamt-
vorstand. In vierteljährlichen Abständen wird im umfassenden internen Management-
Reporting über die aktuelle Entwicklung der Leverage Ratio und wesentlicher Ein-
flussfaktoren berichtet.  
 

3.15.6. Beschreibung der Faktoren, die Auswirkungen auf 
Verschuldungsquote hatten – Art. 451 (1) lit e 

 

Quantifizierung der Veränderung der Verschuldungsquote seit dem letzten Offenle-
gungsstichtag: 
 

 
 

Im Vergleichszeitraum verringerte sich die Leverage Ratio um 0,12%-Punkte. Die 
Verringerung war im Wesentlichen durch den Anstieg der Engagementmessgröße 
getrieben. 

  

Risikopositionswerte der CRR-

Verschuldungsquote

EU-1
Gesamtsumme der bilanzwirksamen Risikopositionen (ohne Derivate, SFT und ausgenommene 

Risikopositionen), davon:
7.290.154

EU-2 Risikopositionen im Handelsbuch 0

EU-3 Risikopositionen im Anlagebuch, davon: 7.290.154

EU-4 Gedeckte Schuldverschreibungen 31.996

EU-5 Risikopositionen, die wie Risikopositionen gegenüber Staaten behandelt werden 443.907

EU-6

Risikopositionen gegenüber regionalen Gebietskörperschaften, multilateralen Entwicklungsbanken, 

internationalen Organisationen und öffentlichen Stellen, die nicht wie Risikopositionen gegenüber Staaten 

behandelt werden

1.836

EU-7 Institute 503.838

EU-8 Durch Grundpfandrechte auf Immobilien besichert 4.282.569

EU-9 Risikopostionen aus dem Mengengeschäft 892.258

EU-10 Unternehmen 254.381

EU-11 Ausgefallene Positonen 37.222

EU-12
Sonstige Risikopositionen (z. B. Beteiligungen, Verbriefungen und sonstige Aktiva, die keine 

Kreditverpflichtungen sind)
842.147

Tabelle LRSpl: Aufgliederung der bilanzwirksamen Risikopositionen (ohne Derivate, SFT und ausgenomme 

Risikopositionen)                                                                                                                                                                   TEUR 

31.12.2017 31.12.2016 ∆

Engagementmessgrösse 7.667.725 7.395.824 271.901

Kapitalmessgrösse 506.839 497.947 8.892

LR Quote: 6,61% 6,73%
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4. Titel 3 – Anforderungen an die Verwendung bestimmter 
Instrumente oder Methoden 

 

4.1. Verwendung von Kreditrisikominderungstechniken – Art. 453 
 

4.1.1. Bilanzielles und außerbilanzielles Netting – Art. 453 lit a 
 
Im Rahmen der Kreditrisikominderung kommt kein bilanzielles bzw. außerbilanzielles 
Netting zur Anwendung. 
 

4.1.2. Arten und Bewertung von Sicherheiten – Art. 453 lit b – d 
 
Zur Kreditrisikominderung werden jedenfalls ausschließlich die im Rahmen des Teil 
III Titel 2 Kapitel 4 der CRR anerkannten Sicherheiten herangezogen. Das konsoli-
dierte Mindesteigenmittelerfordernis in der KI-Gruppe wird auf Basis des Kreditrisiko-
Standardansatzes ermittelt, im Bereich der kreditrisikomindernden Techniken zur 
Berücksichtigung finanzieller Sicherheiten kommt die einfache Methode zur Anwen-
dung. 
 
Bei den Sicherheiten, die nicht zum Zweck der Kreditrisikominderung im engeren 
Sinn des Teil III Titel 2 Kapitel 4 der CRR verwendet werden, handelt es sich über-
wiegend um hypothekarische Besicherungen. Darüber hinaus werden finanzielle Si-
cherheiten, sowie in geringerem Umfang Ersatzsicherheiten gem. § 10 Abs. 3 BspG 
hereingenommen.  
 
Bei den finanziellen Sicherheiten, die zum Zweck der Kreditrisikominderung im enge-
ren Sinn des Teil III Titel 2 Kapitel 4 der CRR verwendet werden, handelt es sich um 
bausparsysteminhärente Sparbeiträge der Kreditnehmer, die als Eigenleistungen zu 
erbringen sind. 
 

4.1.3. Markt- oder Kreditrisikokonzentrationen – Art. 453 lit e 
 
Aus den finanziellen Sicherheiten, die zum Zweck der Kreditrisikominderung im en-
geren Sinn des Teil III Titel 2 Kapitel 4 der CRR verwendet werden, können keine 
Markt- oder Kreditrisikokonzentrationen entstehen, da es sich um individuelle Spar-
beiträge der einzelnen Kreditnehmer handelt, deren Höhe im Einzelfall auch auf-
grund der Regelungen im BSpG über den Bauspardarlehen-Höchstbetrag keine Risi-
kokonzentration darstellt.  
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4.1.4. Risikogewichtete Positionsbeträge und Sicherheiten – Art. 453 lit f – g 
 
Durch die finanziellen Sicherheiten zum Zweck der Kreditrisikominderung im engeren 
Sinn (s.o.) sind die folgenden Forderungswerte gedeckt (getrennt nach den einzel-
nen Forderungsklassen, für welche diese Kreditrisikominderung gemäß des Teil III 
Titel 2 Kapitel 4 der CRR bisher Anwendung findet): 
 

 
 

 
  

Risikoposit ionsklassen

f inanz. 

Sicherheiten

Risikpositionen gegenüber Zentralstaaten oder Zentralbanken 0

Risikopositionen gegenüber regionalen oder lokalen Gebietskörperschaften 0

Risikopositionen gegenüber öffentlichen Stellen 0

Risikopositionen gegenüber multilateralen Entwicklungsbanken 0

Risikopositionen gegenüber internationalen Organisationen 0

Risikopositionen gegenüber Instituten 0

Risikopositionen gegenüber Unternehmen 1.592

Risikopositionen aus dem Mengengeschäft 228.941

durch Immobilien besicherte Risikopositionen 11.282

ausgefallene Risikopositionen 887

mit besonders hohen Risiken verbundene Risikopositionen 0

Risikopositionen in Form von gedeckten Schuldverschreibungen 0

Positionen, die Verbriefungspositionen darstellen 0

Risikopositionen geg. Instituten und Unternehmen mit kurzfr. Bonitätsbeurteilung 0

Risikoposition in Form von Anteilen an Organismen für Gemeinsame Anlagen (OGA) 0

Sonstige Posten 20.762

Beteiligungsrisikopositionen 0

263.465
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ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS 

BspG Bausparkassengesetz 

BWAG Bausparkasse Wüstenrot AG 

BWG Bankwesengesetz 

CEE Central and Eastern Europe, Mittel- und Osteuropa 

COO Chief Operating Officer 

CRD Capital Requirements Directive (Eigenkapitalrichtlinie) 

CRO’s  Credit Risk Officer – Risikovorstände 

CRR Capital Requirement Regulation (Kapitaladäquanzverordnung) 

CS01 Credit Spread Value of a Basis Point 

DV01 Dollar Value of a Basis Point 

EWR Europäischer Wirtschaftsraum 

FATCA Foreign Account Tax Compliance Act 

FK Finanzkonglomerat 

FMA Österreichische Finanzmarktaufsicht 

EGT Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 

EL Expected Loss 

FX-Risiko Foreign Exchange Risk, Fremdwährungsrisiko 

GuV Gewinn und Verlust 

ICAAP Internal Capital Adequacy Assessment Process 

i.d.g.F. in der geltenden Fassung 

IKS Internes Kontrollsystem 

KI-Gruppe Kreditinstituts-Gruppe Wüstenrot 

KI-RMV Kreditinstitute-Risikomanagementverordnung 

KRIS Abteilung Group-Risikomanagement 

LAB Liquiditätslaufbilanz 

LCR Liquidity Coverage Ratio 

MappingV Mappingverordnung 

OffV Offenlegungsverordnung 

PVBP Present Value of a Basis Point 

RCRO Abteilung Strategisches Risikomanagement/Strategy Office/Recht 

RISK Risikomanagementabteilung / Bausparkasse Wüstenrot AG 

SCR Solvency Capital Requirement 

SolvaV Solvabilitätsverordnung 

TRIM Abteilung Treasury & Investment 

UEL Unexpected Loss 

VaR Value-at-Risk 

VERA Vermögens- Erfolgs- und Risikoausweis 

WB Wertberichtigung 

WBAK Wüstenrot Stambena Stedionica d.d, Kroatien 

WSSB Wüstenrot Stavebná Sporitelňa, a.s., Slowakei 

WVAG Wüstenrot Versicherungs-AG 

WVRM Abteilung Risikomanagement Wüstenrot Versicherungs-AG 

WWW Wüstenrot Wohnungswirtschaft reg. Gen. m. b. H. 
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IMPRESSUM 

 
Bausparkasse Wüstenrot Aktiengesellschaft 

Alpenstraße 70 

5033 Salzburg 

Telefon: 057070 110 

www.wuestenrot.at 

 

www.wuestenrot.at


 

 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

ANHANG 
zur 

Offenlegung 
gemäß Verordnung (EU) Nr. 575/2013 

des Europäischen Parlaments und des Rates 
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1 VOLLSTÄNDIGE ABSTIMMUNG DER EIGENMITTELBESTANDTEILE – ART. 437 (1) LIT A 

 
 

Werte in TEUR

§59BWG - 

Konzernabschluss Überlei tung

Bi lanz des  

aufs ichtsrechtl ichen 

Konsol idierungskreises

Regulatorische 

Anpassungen

Verweis

Anhang  - 

Zei le

EM Werte

A K T I V A

Kassenbestand und Guthaben bei der Zentralnotenbank 24.154.084,50 0,00 24.154.084,50

Schuldtitel öffentl. Stellen, lombardfähig 356.770.571,63 0,00 356.770.571,63

Forderungen an Kreditinstitute: 197.204.801,89 0,00 197.204.801,89

Hypothekardarlehen 4.528.621.425,06 0,00 4.528.621.425,06

Sonstige Darlehen 506.081.374,19 0,00 506.081.374,19

Schuldverschreibungen, andere festverzinsliche Wertpapiere 486.549.124,14 0,00 486.549.124,14

Aktien und andere nicht festverzinsliche Wertpapiere 268.401.716,85 0,00 268.401.716,85

davon unwesentliche Beteiligungen am harten Kernkapital 0,00 0,00 0,00

davon antei l iger Betrag, der den Schwel lenwert von 10% überschrei tet 0,00 VI - 19 0,00

davon sonstige Übergangsanpassungen am harten Kernkapita l  0,00 VI - 26 0,00

davon antei l iger Betrag, der den Schwel lenwert von 10% unterschrei tet 0,00

davon wesentliche Beteiligungen am Ergänzungskapital 60.000.000,00 0,00 60.000.000,00

Beteiligungen und Anteile an verb. Unternehmen (at equity Bewertung) 318.260.420,60 318.260.420,60 0,00

davon wesentliche Beteiligungen am harten Kernkapital 318.260.420,60 318.260.420,60 0,00

Übrige Anteile an verbundenen Unternehmen und Beteiligungen 69.036.494,41 -346.565.352,38 415.601.846,79

davon wesentliche Beteiligungen am harten Kernkapital 190.280,57 -346.565.352,38 346.755.632,95

davon antei l iger Betrag, der den Schwel lenwert von 10% überschrei tet 0,00 VI - 18 0,00

davon sonstige Übergangsanpassungen am harten Kernkapita l  0,00 VI - 26 0,00

davon antei l iger Betrag, der den Schwel lenwert von 10% unterschrei tet 9.441.737,71

davon unwesentliche Beteiligungen am harten Kernkapital 68.846.213,84 0,00 68.846.213,84

davon antei l iger Betrag, der den Schwel lenwert von 10% überschrei tet 14.364.662,75 VI - 19 -14.364.662,75 

davon sonstige Übergangsanpassungen am harten Kernkapita l  7.182.331,37 VI - 26 1.436.466,27

davon antei l iger Betrag, der den Schwel lenwert von 10% unterschrei tet 49.559.038,42

Immaterielle Anlagewerte 1.342.352,08 0,00 1.342.352,08 -335.588,02 VI - 8 -1.006.764,06 

davon Firmenwert 0,00 0,00 0,00

davon immaterielle Vermögenswerte 1.342.352,08 0,00 1.342.352,08

Sachanlagen 18.954.159,13 0,00 18.954.159,13

Sonstige Vermögensgegenstände 29.709.603,08 0,00 29.709.603,08

Rechnungsabgrenzungsposten 89.601.006,48 0,00 89.601.006,48

Aktive latente Steuern 27.878.295,39 0,00 27.878.295,39

davon Betrag, der den Schwel lenwert von 10% überschrei tet 0,00 VI - 21 0,00

davon Betrag, der den Schwel lenwert von 10% unterschrei tet 27.878.295,39

A K T I V A    SUMME 6.922.565.429,43 -28.304.931,78 6.950.870.361,21

P A S S I V A

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 46.975.398,44 0,00 46.975.398,44

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 5.910.791.864,71 0,00 5.910.791.864,71

Verbriefte Verbindlichkeiten 115.329.146,75 0,00 115.329.146,75

Sonstige Verbindlichkeiten 40.560.516,69 0,00 40.560.516,69

Rechnungsabgrenzungsposten 11.834.584,40 0,00 11.834.584,40

Rückstellungen 93.682.483,74 0,00 93.682.483,74

davon latente Steuern 2.377,83 0,00 2.377,83

Fonds für bauspartechnische Absicherung 2.768.965,94 0,00 2.768.965,94

Nachrangige Verbindlichkeiten 0,00 0,00 0,00 0,00 VI - 48 0,00

Ergänzungskapital gem. Teil 2 Titel I Kap. 4 der VO (EU) Nr. 575/2013 104.150.000,00 0,00 104.150.000,00 -45.465.921,01 VI - 48 58.684.078,99

Partizipationskapital 0,00 0,00 0,00

Geschäftsanteile 17.596.337,08 0,00 17.596.337,08 -738.439,08 VI - 1 16.857.898,00

davon im Sinne von Artikel  484 Absatz 3 CRR 895.867,56 VI - 4 895.867,56

Kapitalrücklagen 1.894.504,03 0,00 1.894.504,03 -1.053.296,04 VI - 1 841.207,99

Rücklagen 439.568.895,20 -39.329.147,09 478.898.042,29 VI - 3 478.898.042,29

Gewinnrücklagen 377.068.895,20 -39.329.147,09 416.398.042,29 VI - 3a 416.398.042,29

Haftrücklage 62.500.000,00 0,00 62.500.000,00 VI - 3b 62.500.000,00

Sonstige Rücklagen 0,00 0,00 0,00 VI - 3c 0,00

Bilanzgewinn 21.006.674,24 11.024.215,31 9.982.458,93 -9.982.458,93 VI - 2 0,00

Anteile im Fremdbesitz 116.406.058,21 0,00 116.406.058,21 -93.125.008,34 VI - 5 23.281.049,87

§ 57 Wertberichtigung (Kreditanpassungen) VI - 47 36.100.000,00

Haftungen aus Genossenschaftsanteilen VI - 47 6.323.288,79

P A S S I V A    SUMME 6.922.565.429,43 -28.304.931,78 6.950.870.361,21



 

 

2 BESCHREIBUNG DER HAUPTMERKMALE – ART. 437 (1) LIT B  
 

1 2 3 4 5

1 Emittent Wüstenrot 

Wohnungswirtschaft 

reg.Gen.m.b.H

BWA Beteiligungs- und 

Verwaltungs-AG

Bausparkasse Wüstenrot AG Bausparkasse Wüstenrot AG Bausparkasse Wüstenrot AG

2 Einheitliche Kennung (z.B. CUSIP, ISIN oder Bloomberg-Kennung für Privatplatzierung) k.A. k.A. AT0000A0DG04 k.A. k.A.

3 Für das Instrument geltendes Recht Österreichisches Recht Österreichisches Recht Österreichisches Recht Österreichisches Recht Österreichisches Recht

Aufsichtsrechtliche Behandlung

4 CRR-Übergangsregelungen Hartes Kernkapital Hartes Kernkapital Ergänzungskapital Ergänzungskapital Ergänzungskapital

5 CRR-Regelungen nach der Übergangszeit Hartes Kernkapital Hartes Kernkapital Ergänzungskapital nicht anrechenbar nicht anrechenbar

6 Anrechenbar auf Solo-/Konzern-/Solo- und Konzernebene (teil-)konsolidiert (teil-)konsolidiert Solo und (teil-)konsolidiert Solo und (teil-)konsolidiert Solo und (teil-)konsolidiert

7 Instrumenttyp (Typen von jedem Land zu spezifizieren) cooperative shares 

(Genossenschaftsanteile)

ordinary shares (Stammaktien) Anleihe - Art. 62 CRR Kredit - Art. 484 CRR Kredit - Art. 484 CRR

8 Auf aufsichtsrechtliche Eigenmittel anrechenbarer Betrag (Währung in Millionen) 17 0 43 0 0

unter Anwendung von 

Übergangsbestimmungen: 18

unter Anwendung von 

Übergangsbestimmungen: 20

unter Anwendung von 

Übergangsbestimmungen: 66

unter Anwendung von 

Übergangsbestimmungen: 3

unter Anwendung von 

Übergangsbestimmungen: 6

9 Nennwert des Instruments: Ursprungsbetrag in Ausgabewährung (in Mio.) 18 214 100 8 15

Nennwert des Instruments: Ursprungsbetrag - Ausgabewährung EUR EUR EUR EUR EUR

Nennwert des Instruments: Umrechnung des Ursprungsbetrags in Euro (€ Mio.) 18 214 100 8 15

9a Ausgabepreis 19 531 100 100 100

9b Tilgungspreis k.A. k.A. 100 100 100

10 Rechnungslegungsklassifikation Aktienkapital 

(Genossenschaftskapital)

Minderheitsbeteiligung an 

konsolidierter 

Tochtergesellschaft

Passivum - fortgeführter 

Einstandswert

Passivum - fortgeführter 

Einstandswert

Passivum - fortgeführter 

Einstandswert

11 Ursprüngliches Ausgabedatum 28.12.1929 09.05.1997 20.04.2009 29.10.2008 16.10.2008

12 Unbefristet oder mit Verfalltermin unbefristet unbefristet mit Verfalltermin unbefristet unbefristet

13 Ursprünglicher Fälligkeitstermin keine Fälligkeit keine Fälligkeit 31.12.2027 keine Fälligkeit keine Fälligkeit

14 Durch Emittenten kündbar mit vorheriger Zustimmung der Aufsicht nein nein ja ja ja

15 Wählbarer Kündigungstermin, bedingte Kündigungstermine und Tilgungsbetrag k.A. k.A. 29.12.2019, Tilgung bei 

Kündigung zu 100

29.10.2013, Tilgung bei 

Kündigung

16.10.2013, Tilgung bei 

Kündigung

16 Spätere Kündigungstermine, wenn anwendbar k.A. k.A. ab 29.12.2019 jederzeit unter 

Einhaltung einer 

Kündigungsfrist von 30 bis 90 

Tagen mit Genehmigung der 

Aufsicht möglich

Emittent: ab 29.10.2013 

jederzeit ohne 

Kündigungsfrist

Inhaber: ab 29.10.2013 zum 

Monatsultimo mit 

Kündigungsfrist von 5 Jahren

Emittent: ab 16.10.2013 

jederzeit ohne 

Kündigungsfrist

Inhaber: ab 16.10.2013 zum 

Monatsultimo mit 

Kündigungsfrist von 5 Jahren

Coupons/Dividenden

17 Feste oder variable Dividenden-/Couponzahlungen variabel variabel variabel fest fest

18 Nominalcoupon und etwaiger Referenzindex max. 4% - 12-Monats-EURIBOR + 375 bp 3-Monats-EURIBOR + 300 bp 3-Monats-EURIBOR + 300 bp

19 Bestehen eines "Dividenden-Stopps" nein nein nein nein nein

20a Vollständig diskretionär, teilweise diskretionär oder zwingend (zeitlich) vollständig diskretionär vollständig diskretionär teilweise diskretionär zwingend zwingend

Vollständig diskretionär, teilweise diskretionär oder zwingend (zeitlich) - Gründe für 

Diskretion

Aus dem Bilanzgewinn können 

Gewinnanteile in Höhe von 

max 4% zugewiesen werden. 

Ob und in welcher Höhe 

ausgeschüttet wird, liegt im 

Ermessen der 

Generalversammlung

Dividenden nur aus 

ausschüttbarem Bilanzgewinn

Zinszahlung nur im Ausmaß der 

Deckung durch 

Jahresüberschüsse, 

Nachzahlung von 

Zinsrückständen bei Deckung 

durch Jahresüberschüsse in 

Folgejahren

- -

20b Vollständig diskretionär, teilweise diskretionär oder zwingend (in Bezug auf den Betrag) teilweise diskretionär vollständig diskretionär teilweise diskretionär zwingend zwingend

Vollständig diskretionär, teilweise diskretionär oder zwingend (Betrag) - Gründe für 

Diskretion

Aus dem Bilanzgewinn können 

Gewinnanteile in Höhe von 

max 4% zugewiesen werden.

Dividenden nur aus 

ausschüttbarem Bilanzgewinn

Zinszahlung nur im Ausmaß der 

Deckung durch 

Jahresüberschüsse

- -

21 Bestehen einer Kostenanstiegsklausel oder eines anderen Tilgungsanreizes nein nein nein nein nein

22 Nicht kumulativ oder kumulativ nicht kumulativ nicht kumulativ nicht kumulativ nicht kumulativ nicht kumulativ

23 Wandelbar oder nicht wandelbar nicht wandelbar nicht wandelbar nicht wandelbar nicht wandelbar nicht wandelbar

24 Wenn wandelbar: Auslöser für die Wandlung k.A. k.A. k.A. k.A. k.A.

25 Wenn wandelbar: ganz oder teilweise k.A. k.A. k.A. k.A. k.A.

26 Wenn wandelbar: Wandlungsrate k.A. k.A. k.A. k.A. k.A.

27 Wenn wandelbar: Wandlung obligatorisch oder fakultativ k.A. k.A. k.A. k.A. k.A.

28 Wenn wandelbar: Typ des Instruments, in das gewandelt wird k.A. k.A. k.A. k.A. k.A.

29 Wenn wandelbar: Emittent des Instruments, in das gewandelt wird k.A. k.A. k.A. k.A. k.A.

30 Herabschreibungsmerkmale nein nein nein nein nein

31 Bei Herabschreibung: Auslöser für die Herabschreibung k.A. k.A. k.A. k.A. k.A.

32 Bei Herabschreibung: ganz oder teilweise k.A. k.A. k.A. k.A. k.A.

33 Bei Herabschreibung: dauerhaft oder vorübergehend k.A. k.A. k.A. k.A. k.A.

34 Bei vorübergehender Herabschreibung: Mechanismus der Wiederzuschreibung k.A. k.A. k.A. k.A. k.A.

35 Position in der Rangordnung im Liquidationsfall (das jeweils ranghöhere Instrument 

nennen)

Nachrangig gegenüber allen 

anderen Kapitalinstrumente 

und Verbindlichkeiten

Nachrangig gegenüber allen 

anderen Kapitalinstrumente 

und Verbindlichkeiten

Nachrangig gegenüber nicht 

nachrangigen 

Verbindlichkeiten, vorrangig 

gegenüber Kernkapital

Nachrangig gegenüber nicht 

nachrangigen 

Verbindlichkeiten, vorrangig 

gegenüber Kernkapital

Nachrangig gegenüber nicht 

nachrangigen 

Verbindlichkeiten, vorrangig 

gegenüber Kernkapital

36 Unvorschriftsmäßige Merkmale der gewandelten Instrumente nein nein nein ja ja

37 Ggf. unvorschriftsmäßige Merkmale nennen k.A. k.A. k.A. Kündigungsrechte des 

Inhabers

Kündigungsrechte des 

Inhabers



 

 

 

6 7 8 9 10

1 Emittent Bausparkasse Wüstenrot AG Wüstenrot stambena 

štedionica d.d.

Wüstenrot stambena 

štedionica d.d.

Wüstenrot stambena 

štedionica d.d.

Wüstenrot stambena 

štedionica d.d.

2 Einheitliche Kennung (z.B. CUSIP, ISIN oder Bloomberg-Kennung für Privatplatzierung) k.A. k.A. k.A. k.A. k.A.

3 Für das Instrument geltendes Recht Österreichisches Recht Kroatisches Recht Kroatisches Recht Kroatisches Recht Kroatisches Recht

Aufsichtsrechtliche Behandlung

4 CRR-Übergangsregelungen Ergänzungskapital Ergänzungskapital Ergänzungskapital Ergänzungskapital Ergänzungskapital

5 CRR-Regelungen nach der Übergangszeit nicht anrechenbar Ergänzungskapital Ergänzungskapital Ergänzungskapital Ergänzungskapital

6 Anrechenbar auf Solo-/Konzern-/Solo- und Konzernebene Solo und (teil-)konsolidiert Solo und (teil-)konsolidiert Solo und (teil-)konsolidiert Solo und (teil-)konsolidiert Solo und (teil-)konsolidiert

7 Instrumenttyp (Typen von jedem Land zu spezifizieren) Kredit - Art. 484 CRR Kredit - Art. 62 CRR Kredit - Art. 62 CRR Kredit - Art. 62 CRR Kredit - Art. 62 CRR

8 Auf aufsichtsrechtliche Eigenmittel anrechenbarer Betrag (Währung in Millionen) 0 1 1 0 0

unter Anwendung von 

Übergangsbestimmungen: 5

unter Anwendung von 

Übergangsbestimmungen: 1

unter Anwendung von 

Übergangsbestimmungen: 1

unter Anwendung von 

Übergangsbestimmungen: 0

unter Anwendung von 

Übergangsbestimmungen: 0

9 Nennwert des Instruments: Ursprungsbetrag in Ausgabewährung (in Mio.) 12 1 2 1 1

Nennwert des Instruments: Ursprungsbetrag - Ausgabewährung EUR EUR EUR EUR EUR

Nennwert des Instruments: Umrechnung des Ursprungsbetrags in Euro (€ Mio.) 12 1 2 1 1

9a Ausgabepreis 100 100 100 100 100

9b Tilgungspreis 100 100 100 100 100

10 Rechnungslegungsklassifikation Passivum - fortgeführter 

Einstandswert

Passivum - fortgeführter 

Einstandswert

Passivum - fortgeführter 

Einstandswert

Passivum - fortgeführter 

Einstandswert

Passivum - fortgeführter 

Einstandswert

11 Ursprüngliches Ausgabedatum 05.03.2009 18.06.2003 29.06.2007 29.01.2007 25.03.2008

12 Unbefristet oder mit Verfalltermin unbefristet mit Verfalltermin mit Verfalltermin mit Verfalltermin mit Verfalltermin

13 Ursprünglicher Fälligkeitstermin keine Fälligkeit 31.12.2025 31.12.2025 31.12.2025 31.12.2025

14 Durch Emittenten kündbar mit vorheriger Zustimmung der Aufsicht ja ja ja ja ja

15 Wählbarer Kündigungstermin, bedingte Kündigungstermine und Tilgungsbetrag 05.03.2014, Tilgung bei 

Kündigung

Kündigungsmöglichkeit gem. 

Art 77 und 78 CRR, Tilgung zu 

100

Kündigungsmöglichkeit gem. 

Art 77 und 78 CRR, Tilgung zu 

100

Kündigungsmöglichkeit gem. 

Art 77 und 78 CRR, Tilgung zu 

100

Kündigungsmöglichkeit gem. 

Art 77 und 78 CRR, Tilgung zu 

100

16 Spätere Kündigungstermine, wenn anwendbar Emittent: ab 05.03.2014 

jederzeit ohne 

Kündigungsfrist 

(Ersatzbeschaffung nötig)

Inhaber: ab 05.03.2014 zum 

Monatsultimo mit 

Kündigungsfrist von 5 Jahren

k.A. k.A. k.A. k.A.

Coupons/Dividenden

17 Feste oder variable Dividenden-/Couponzahlungen fest fest fest fest fest

18 Nominalcoupon und etwaiger Referenzindex 12-Monats-EURIBOR + 200 bp 5,7% p.a. 5,7% p.a. 5,7% p.a. 5,7% p.a.

19 Bestehen eines "Dividenden-Stopps" nein nein nein nein nein

20a Vollständig diskretionär, teilweise diskretionär oder zwingend (zeitlich) zwingend zwingend zwingend zwingend zwingend

Vollständig diskretionär, teilweise diskretionär oder zwingend (zeitlich) - Gründe für 

Diskretion

- - - - -

20b Vollständig diskretionär, teilweise diskretionär oder zwingend (in Bezug auf den Betrag) zwingend zwingend zwingend zwingend zwingend

Vollständig diskretionär, teilweise diskretionär oder zwingend (Betrag) - Gründe für 

Diskretion

- - - - -

21 Bestehen einer Kostenanstiegsklausel oder eines anderen Tilgungsanreizes nein nein nein nein nein

22 Nicht kumulativ oder kumulativ nicht kumulativ nicht kumulativ nicht kumulativ nicht kumulativ nicht kumulativ

23 Wandelbar oder nicht wandelbar nicht wandelbar nicht wandelbar nicht wandelbar nicht wandelbar nicht wandelbar

24 Wenn wandelbar: Auslöser für die Wandlung k.A. k.A. k.A. k.A. k.A.

25 Wenn wandelbar: ganz oder teilweise k.A. k.A. k.A. k.A. k.A.

26 Wenn wandelbar: Wandlungsrate k.A. k.A. k.A. k.A. k.A.

27 Wenn wandelbar: Wandlung obligatorisch oder fakultativ k.A. k.A. k.A. k.A. k.A.

28 Wenn wandelbar: Typ des Instruments, in das gewandelt wird k.A. k.A. k.A. k.A. k.A.

29 Wenn wandelbar: Emittent des Instruments, in das gewandelt wird k.A. k.A. k.A. k.A. k.A.

30 Herabschreibungsmerkmale nein nein nein nein nein

31 Bei Herabschreibung: Auslöser für die Herabschreibung k.A. k.A. k.A. k.A. k.A.

32 Bei Herabschreibung: ganz oder teilweise k.A. k.A. k.A. k.A. k.A.

33 Bei Herabschreibung: dauerhaft oder vorübergehend k.A. k.A. k.A. k.A. k.A.

34 Bei vorübergehender Herabschreibung: Mechanismus der Wiederzuschreibung k.A. k.A. k.A. k.A. k.A.

35 Position in der Rangordnung im Liquidationsfall (das jeweils ranghöhere Instrument 

nennen)

Nachrangig gegenüber nicht 

nachrangigen 

Verbindlichkeiten, vorrangig 

gegenüber Kernkapital

Nachrangig gegenüber nicht 

nachrangigen 

Verbindlichkeiten, vorrangig 

gegenüber Kernkapital

Nachrangig gegenüber nicht 

nachrangigen 

Verbindlichkeiten, vorrangig 

gegenüber Kernkapital

Nachrangig gegenüber nicht 

nachrangigen 

Verbindlichkeiten, vorrangig 

gegenüber Kernkapital

Nachrangig gegenüber nicht 

nachrangigen 

Verbindlichkeiten, vorrangig 

gegenüber Kernkapital

36 Unvorschriftsmäßige Merkmale der gewandelten Instrumente ja nein nein nein nein

37 Ggf. unvorschriftsmäßige Merkmale nennen Kündigungsrechte des 

Inhabers

k.A. k.A. k.A. k.A.



 

 

3 OFFENLEGUNG DER ART UND BETRÄGE SPEZIFISCHER EIGENMITTELEMENTE  
WÄHREND DER ÜBERGANGSZEIT – ART. 437 (1) LIT D-E 

 

Anhang VI
(A) 

Betrag am Tag der 

Offenlegung

in TEUR

(B) 

Verweis  auf  Artikel  

in der Verordnung 

(EU) Nr 575/2013

(C) 

Beträge, die der 

Behandlung vor der 

Verordnung (EU) Nr 

575/2013 unterl iegen 

oder vorgeschriebener 

Restbetrag gemäß 

Verordnung (EU) Nr 

575/2013

VI - 1 1 Kapita l instrumente und das  damit verbundene Agio 17.699

26 (1), 27, 28, 29, 

Verzeichnis  der EBA 

gem. Artikel  26 

Absatz 3

davon: ungebundene Kapita l rücklage 841
Verzeichnis  der EBA 

gem Artikel  26 

Absatz 3

VI - 2 2 Einbehaltene Gewinne 0 26 (1)  ( c)

VI - 3 3 Kumul iertes  sonstiges  Ergebnis  478.898 26 (1)

VI - 3a davon Gewinnrücklage 416.398

VI - 3b davon Haftrücklage 62.500

VI - 3c davon sonstige Rücklagen 0

VI - 4 4
Betrag der Posten im Sinne von Artikel  484 Absatz 3 zuzügl ich des  mit ihm verbundenen Agios , 

dessen Anrechnung auf das  CET 1 aus läuft
896 486 (2)

Grandfathering  -  Kapita l

VI - 5 5 Minderheitenbetei l igungen (zuläss iger Betrag in konsol idierten CET 1) 23.281 84, 479, 480

6 Hartes Kernkapital vor regulatorischer Anpassung 520.774

7 Zusätzl iche Bewertungsanpassung 0 34, 105

VI - 8 8 Immateriel le Vermögenswerte -1.007 36 (1) (b), 38, 472 (4)

VI - 18 18

Direkte und indirekte Pos i tionen des  Insti tutes  in Instrumenten der Finanzbranche des  harten 

Kernkapita ls  von Unternehmen der Finanzbranche, an denen das  Insti tut keine wesentl iche 

Betei l igung häl t (weniger a ls  10%)

0
36 (1) (h), 43, 45, 46, 

49 (2) (3), 79, 472

VI - 19 19

Direkte und indirekte Pos i tionen des  Insti tutes  in Instrumenten der Finanzbranche des  harten 

Kernkapita ls  von Unternehmen der Finanzbranche, an denen das  Insti tut eine wesentl iche 

Betei l igung häl t (mehr a ls  10%)

-14.365
36 (1) (i ), 43, 45, 47, 

48 (1) (b),49 (1) bis  

(3), 79, 470, 472 (11)

VI - 21 21
Von der künftigen Rentabi l i tät abhängie latente Steueransprüche, die aus  temporären 

Di fferenzen resultieren (über dem Schwel lenwert von 10%)
0

36 (1) (c), 38, 48 (1) 

(a), 470, 472 (5)

VI - 26 26
Regulatorische Anpassungen des  harten Kernkapita ls  in Bezug auf Beträge, die der Vor-CRR-

Behandlung unterl iegen
1.436 -1.436

28 Regulatorische Anpassungen des harten Kernkapitals  (CET1) insgesamt -13.935

29 Hartes Kernkapital (CET1) 506.839

45 Kernkapital (T1 = CET1 + AT1) 506.839

VI - 47 47
Betrag der Posten im Sinne von Artikel  484 Absatz 5 zuzügl ich des  mit ihm verbundenen Agios , 

dessen Anrechnung auf das  T2 aus läuft
42.423 486 (4)

VI - 48 48
zum konsol idierten Ergänzungskapita l  zählende qual i fi zierte Eigenmittel insrumente, die vom 

Tochterunternehmen begeben worden s ind und von Dri ttparteien gehalten werden
58.684 87, 88, 480

51 Ergänzungskapital (T2) vor regulatorischer Anpassung 101.107

56a

Vom Ergänzungskapita l  in Abzug zu bringende Restbeträüge in Bezug auf vom harten Kernkapita l  

in Abzug zu bringende Posten während der Übergangszei t gemäß Artikel  472 der Verordnung  (eU) 

Nr. 575/2013

-1.436

472, 472 (3) (a), 472 

(4), 472 (6), 472 (8) 

(a), 472 (9), 472 (10) 

(a), 472 (11) (a)

1.436

57 Regulatorische Anpassungen des Ergänzungskapitals (T2)  insgesamt -1.436

58 Ergänzungskapital (T2)   99.671

59 Eigenkapital insgesamt (TC = T1 + T2) 606.510

60 Risikogewichtete Aktiva insgesamt 3.757.084

61 Harte Kernkapita lquote (ausgedrückt a ls  Prozentsatz des  Gesamtforderungsbetrages) 13,49% 92 (2) (a), 465

62 Kernkapita lquote (ausgedrückt a ls  Prozentsatz des  Gesamtforderungsbetrages) 13,49% 92 (2) (b), 465

63 Gesamtkapita lquote (ausgedrückt a ls  Prozentsatz des  Gesamtforderungsbetrages) 16,14% 92 (2) ( c)

72

Direkte und indirekte Pos i tionen des  Insti tutes  in Kapita l instrumente von Unternehmen der 

Finanzbranche, an denen das  Insti tut keine wesentl iche Betei l igung häl t (weniger a ls  10% und 

abzuügl ich anrechenbarer Verkaufspos i tionen)

451.385

36 (1) (h), 45, 46, 472 

(10), 

56 ( c), 59, 60, 475 (4),

66 ( c), 69, 70, 477 (4)

73

Direkte und indirekte Pos i tionen des  Insti tutes  in Kapita l instrumente von Unternehmen der 

Finanzbranche, an denen das  Insti tut eine wesentl iche Betei l igung häl t (mehr a ls  10% und 

abzügl ich anrechenbarer Verkaufspos i tionen)

9.442
36 (1) (i ),  45, 48 , 470, 

472 (11)

75
Von der künftigen Rentabi l i tät abhängie latente Steueransprüche, die aus  temporären 

Di fferenzen resultieren (unter dem Schwel lenwert von 10%)
27.878

36 (1) ( c), 38, 48, 470, 

472 (5)

Beträge unterhalb der Schwellenwerte für Abzüge (vor Risikogewichtung)

Hartes Kernkapital:  Instrumente und Rücklagen

Hartes Kernkapital  (CET1):  regulatorische Anpassungen

Ergänzungskapital (T2): Instrumente und Rücklagen

Ergänzungskapital (T2):  regulatorische Anpassungen

Eigenkapitalquoten und -puffer


